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Schuldrechtsreform und Zwangsvollstreckung

D E Z E M B E R  2 0 0 2  · 1 1 7 .  J A H R G A N G  ·  N R .  12 /2002

I. Einleitung

Das Schuldrechtsmodernisierungsgesetz1) ist zum 1. 1.
2002 in Kraft getreten. Neben schuldrechtlichen Neuregelun-
gen, die zu einem großen Teil der Umsetzung von EU-Richt-
linien dienen, beinhaltet das Schuldrechtsmodernisierungsge-
setz auch eine Neugestaltung des Verjährungsrechts. Der
vorliegende Beitrag befasst sich in erster Linie mit jenen Än-
derungen, die von zwangsvollstreckungsrechtlicher Relevanz
sind, und zeigt ihre Auswirkungen auf die Praxis der
Zwangsvollstreckung auf.

II. Die Neuregelung des Verzugs

1. Schadensersatzanspruch und Rücktrittsrecht
bei Verzug des Schuldners

Eine zentrale Stellung im Schuldrechtsmodernisierungs-
gesetz nimmt die Neuregelung des Leistungsstörungsrechts
ein. Der Verzug ist nach wie vor die in praktischer Hinsicht
bedeutsamste Leistungsstörung: Der Schuldner zahlt oder
liefert trotz bestehender Möglichkeit nicht. Die Regelungen
des § 283 BGB a. F. (Fristsetzung nach Verurteilung) und des
§ 326 BGB a. F. (Schadensersatz wegen Nichterfüllung oder
Rücktritt nach Fristsetzung mit Ablehnungsandrohung) sind
aufgehoben worden, wobei § 283 BGB a. F. ersatzlos gestri-
chen und § 326 BGB a. F. durch § 323 BGB n. F. (Rücktritt)
und § 281 BGB n. F. (Schadensersatz statt der Leistung) inhalt-

lich neu geregelt wurde. In begrifflicher Hinsicht wurde die
frühere Bezeichnung „Schadensersatz wegen Nichterfüllung“
durch den Begriff „Schadensersatz statt der Leistung“ ersetzt.

Befindet sich der Schuldner im Verzug, so kann der Gläu-
biger ihm für die Bewirkung der Leistung eine Nachfrist set-
zen. Insofern besteht kein Unterschied zum alten Recht.
Nach neuem Recht ist aber keine Ablehnungsandrohung des
Gläubigers mehr erforderlich2). Es genügt also eine schlichte
Fristsetzung, um nach fruchtlosem Ablauf der Frist den
Rücktritt oder/und Schadensersatz geltend machen zu kön-
nen. Anders als nach § 326 BGB a. F. bleibt der Erfüllungs-
anspruch nach Ablauf einer Nachfrist bestehen3). Der Gläu-
biger kann also auch nach Fristablauf noch auf Erfüllung
klagen. Nur wenn er den Rücktritt erklärt oder/und Schadens-
ersatz geltend macht (§ 281 Abs. 4 BGB n. F.), geht der pri-
märe Erfüllungsanspruch unter4). Im Unterschied zur frühe-
ren Rechtslage wird der Anspruch auf Schadensersatz statt
der Leistung durch die Erklärung des Rücktritts nicht mehr
ausgeschlossen (§ 325 BGB n. F.)5).

Die Regelungen der §§ 281 (Schadensersatz) und 323
(Rücktritt) BGB n. F. setzen tatbestandlich keinen Verzug

Von Prof. Dr. Johannes Wertenbruch, Philipps-Universität Marburg

1) Gesetz zur Modernisierung des Schuldrechts vom 26. 11.
2001, BGBl. I 2001, S. 3138 ff.

2) Palandt/Heinrichs, BGB, 61. Auflage, 2002, Ergänzungsband,
§ 323 Rdnr. 12.

3) Lorenz/Riehm, Lehrbuch zum neuen Schuldrecht, 2002,
Rdnr. 234; Dauner-Lieb, in: Anwaltkommentar zum Schuldrecht,
2002, § 281 Rdnr. 26.

4) Palandt/Heinrichs, a. a. O. (Fn. 2), § 323 Rdnr. 33.
5) Lorenz/Riehm, a. a. O. (Fn. 3), Rdnr. 237.
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voraus. Der Rücktritt nach § 323 Abs. 1 BGB n. F. setzt nur
voraus, dass der Schuldner eine fällige Leistung nicht er-
bringt und eine angemessene Frist erfolglos verstrichen ist.
Der Rücktritt ist nach neuem Recht also auch dann möglich,
wenn der Schuldner die Nichtleistung in keiner Weise zu ver-
treten hat und sich deshalb nicht im Verzug befindet6). Der
Gläubiger kann sich also auch ohne Verzug des Schuldners
vom Vertrag lösen, sofern dieser nicht leistet. Bislang be-
stand ein solches verzugsunabhängiges Rücktrittsrecht nur
beim Werkvertrag (§ 636 BGB a. F.).

Der Tatbestand des § 281 Abs. 1 BGB n. F. verlangt zwar
nicht ausdrücklich einen Verzug des Schuldners, ein Scha-
densersatzanspruch des Gläubigers besteht aber nach frucht-
losem Ablauf einer Nachfrist nur dann, wenn der Schuldner
die Nichtleistung zu vertreten hat (§ 280 Abs. 1 S. 2 BGB
n. F.). Die Beweislast in Bezug auf das Vertretenmüssen ist
so geregelt, dass der Schuldner beweisen muss, dass er die
Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat. § 281 Abs. 1 BGB
n. F. setzt damit in der Sache gleichwohl einen Verzug des
Schuldners voraus7).

Der Fall der Erfüllungsverweigerung des Schuldners ist
nunmehr ausdrücklich geregelt. Nach § 323 Abs. 2 BGB
n. F. kann der Gläubiger im Falle einer Erfüllungsverweige-
rung des Schuldners sofort vom Vertrag zurücktreten. Auf
ein Vertretenmüssen kommt es nicht an. Nach § 281 Abs. 2
BGB n. F. kann der Gläubiger ohne Nachfristsetzung Scha-
densersatz statt der Leistung verlangen, wenn der Schuldner
die Nichtleistung zu vertreten hat und die Erfüllung ernsthaft
und endgültig verweigert.

2. Die Voraussetzungen des Verzugs

Der Verzug setzt, wie nach altem Recht, einen fälligen
Anspruch und grundsätzlich eine Mahnung voraus (§ 286
Abs. 1 S. 1 BGB n. F.). Der Mahnung stehen die Erhebung
einer Klage auf Leistung sowie die Zustellung eines Mahn-
bescheids im Mahnverfahren gleich (§ 286 Abs. 1 S. 2 BGB
n. F.). Nach § 286 Abs. 2 Nr. 1 BGB n. F. ist eine Mahnung
als Verzugsvoraussetzung entbehrlich, wenn eine Zeit nach
dem Kalender bestimmt ist. Auch insoweit kommt es durch
das Schuldrechtsmodernisierungsgesetz nicht zu einer
Rechtsänderung. Eine Neuregelung enthält dagegen § 286
Abs. 2 Nr. 2 BGB n. F.: Anders als nach bisherigem Recht
tritt Verzug ohne Mahnung auch dann ein, wenn der Leistung
ein Ereignis vorauszugehen hat und eine angemessene Leis-
tungsfrist sich von diesem Ereignis an nach dem Kalender
berechnen lässt8). Es geht also um Klauseln wie beispielswei-
se „10 Tage nach Lieferung“. In einem solchen Fall tritt nach
neuem Recht mit Ablauf dieser nach dem Kalender bere-
chenbaren Frist automatisch Verzug ein, während nach altem
Recht mangels kalendermäßiger Festlegung der Lieferung
kein Verzug ohne Mahnung eintrat. Nach altem Recht genüg-
te eben die Berechenbarkeit nach dem Kalender nicht9). Die
Entbehrlichkeit der Mahnung im Falle einer endgültigen und
ernsthaften Erfüllungsverweigerung ist nunmehr ausdrück-
lich in § 286 Abs. 2 Nr. 3 BGB n. F. geregelt; eine Rechtsän-
derung ist aber insoweit nicht eingetreten. 

Geändert wurde durch das Schuldrechtsmodernisierungs-
gesetz auch die Regelung des § 284 Abs. 3 BGB a. F., nach

der bei Zahlungsansprüchen dreißig Tage nach Fälligkeit und
Zugang einer Rechnung oder gleichwertigen Zahlungsauf-
stellung automatisch Verzug eintritt. Nach altem Recht war
umstritten, ob vor Ablauf von dreißig Tagen ein Verzug
durch kalendermäßige Bestimmung oder Mahnung eintreten
konnte. Nunmehr wird in § 286 Abs. 3 durch die Formu-
lierung „kommt spätestens in Verzug“ klargestellt, dass der
Verzug selbstverständlich auch vor Ablauf der Dreißigtage-
frist eintreten kann10). Der Verzugseintritt nach dreißig Ta-
gen ist allerdings nach § 286 Abs. 3 S. 1 Halbs. 2 BGB n. F.
ausgeschlossen, wenn der Schuldner ein Verbraucher ist und
auf die Folgen des Verzugseintritts nicht durch einen Ver-
merk auf der Rechnung hingewiesen wurde. Ist der Zeitpunkt
des Zugangs der Rechnung unsicher (streitig), so kommt der
Schuldner spätestens dreißig Tage nach Fälligkeit und Emp-
fang der Gegenleistung in Verzug (§ 286 Abs. 3 S. 2 BGB
n. F.). Diese Regelung ist auf Schuldner, die Verbraucher
sind, nicht anwendbar.

Verzug setzt nach wie vor ein Vertretenmüssen des
Schuldners voraus11). Dies ergibt sich aus § 286 Abs. 4 BGB
n. F., wonach der Schuldner nicht in Verzug gerät, solange
die Leistung infolge eines Umstands unterbleibt, den er nicht
zu vertreten hat. Die Darlegungs- und Beweislast für ein
mangelndes Vertretenmüssen trägt nach der mit § 285 BGB
a. F. übereinstimmenden Formulierung des § 286 Abs. 4
BGB n. F. weiterhin der Schuldner12). Auch insoweit haben
sich im Vergleich zur früheren Rechtslage keine Änderungen
ergeben.

3. Verzugszinsen und Basiszinssatz

Nach § 288 Abs. 1 S. 2 BGB n. F. beträgt der Verzugs-
zinssatz fünf Prozentpunkte über dem Basiszinssatz. Der Ba-
siszinssatz ist in § 247 BGB n. F. geregelt. Er beträgt zurzeit
2,47 Prozent. Er verändert sich zum 1. Januar und 1. Juli
eines jeden Jahres um die Prozentpunkte, um welche der Re-
finanzierungszinssatz der europäischen Zentralbank vor dem
ersten Kalendertag des betreffenden Halbjahres gestiegen
oder gefallen ist (§ 247 S. 2 und 3 BGB n. F.). Bei Rechts-
geschäften ohne Beteiligung eines Verbrauchers beträgt der
Verzugszinssatz für Entgeltforderungen acht Prozentpunkte
über dem Basiszinssatz (§ 288 Abs. 2 BGB n. F.). Den Basis-
zinssatz i. S. d. § 247 Abs. 1 S. 1 BGB n. F. gibt die Deut-
sche Bundesbank unverzüglich nach dem 1. Januar und 1. Juli
eines jeden Jahres im Bundesanzeiger bekannt13).

III. Der Basiszinssatz in Vollstreckungstiteln

Bereits das am 1. 5. 2000 in Kraft getretene sog. „Gesetz
zur Beschleunigung fälliger Zahlungen“14) hatte nicht nur die
Höhe der Verzugszinsen (vgl. § 288 Abs. 1 S. 1 BGB a. F.),
sondern auch die Höhe der Prozesszinsen (vgl. § 291 S. 2
BGB a. F.) an den Basiszinssatz geknüpft. Insoweit hat das
Schuldrechtsmodernisierungsgesetz also keine Neuerung ge-
bracht. Für die Prozesszinsen verweist § 291 S. 2 BGB n. F.
auf § 288 Abs. 1 S. 2 BGB n. F. und somit nach wie vor auf
den Basiszinssatz. Während § 104 Abs. 1 S. 2 ZPO in der bis
zum 30. 9. 2001 geltenden Fassung für die in Kostenfestset-

6) Dauner-Lieb, in: AnwKomm (Fn. 3), § 323 Rdnr. 4.
7) Palandt/Heinrichs, a. a. O. (Fn. 2), § 281 Rdnr. 7.
8) Vgl. P. Huber/Faust, Schuldrechtsmodernisierung 2002, S. 87.
9) Vgl. zur früheren Rechtslage Soergel/Wiedemann, BGB,

12. Aufl., 1990, § 284 Rdnr. 35.

10) Palandt/Heinrichs, a. a. O. (Fn. 2), § 286 Rdnr. 26.
11) Schulte-Nölke, in: AnwKomm (Fn. 3), § 286 Rdnr. 72;

Palandt/Heinrichs, a. a. O. (Fn. 2), § 286 Rdnr. 26.
12) Lorenz/Riehm, a. a. O. (Fn. 3), Rdnr. 276.
13) Der Basiszinssatz ist abrufbar im Internet unter http://

www.bundesbank.de/presse/presse_zinssaetze.php.
14) Vom 30. 3. 2000, BGBl. I 2000, S. 330 ff.
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zungsbeschlüssen festgesetzten Kosten einen festen Zinssatz
von vier Prozent vorsah, legt die seit dem 1. 10. 2001 gelten-
de Fassung dieser Vorschrift15) insoweit ebenfalls einen
Zinssatz in Höhe von fünf Prozentpunkten über dem Basis-
zinssatz fest. Dies ist im Schuldrechtsmodernisierungsgesetz
beibehalten worden.

Das Anknüpfen an den Basiszinssatz hat zur Folge, dass die
meisten Urteile und Kostenfestsetzungsbeschlüsse, aber auch
viele sonstige Vollstreckungstitel nicht, wie dies früher regel-
mäßig der Fall war, auf einen festen Zinssatz lauten, sondern
auf „Zinsen in Höhe von fünf bzw. acht Prozentpunkten über
dem (jeweiligen) Basiszinssatz“. Das Wort „jeweiligen“
taucht in § 288 Abs. 1 S. 2 BGB n. F. zwar nicht auf, ist aber
nach dem Sinn und Zweck der Vorschrift „hinzuzudenken“:
Vom Gesetzgeber gewollt ist ein variabler Zinssatz, der sich
ohne weiteres an jede Änderung des Basiszinssatzes
anpasst16). Sowohl im Klageantrag als auch im Urteilstenor
bzw. im sonstigen Titel sollte daher durch die Formulierung
„über dem jeweiligen Basiszinssatz“ klargestellt werden, dass
die Zinshöhe variabel ist. Dies stellt – anders als die Titulie-
rung eines variablen nichtamtlichen Zinssatzes17) – keinen
Verstoß gegen das für den Inhalt von Vollstreckungstiteln gel-
tende Bestimmtheitsgebot dar18). Hierfür reicht es nämlich
aus, wenn das Vollstreckungsorgan den Inhalt der zu erzwin-
genden Leistung jedenfalls durch Zugriff auf allgemein zu-
gängliche Daten ermitteln kann19). Das ist beim Basiszinssatz
schon deshalb der Fall, weil die Deutsche Bundesbank ihn
regelmäßig im Bundesanzeiger bekannt gibt und ihn auch für
jedermann zugänglich im Internet veröffentlicht20). Das Voll-
streckungsorgan muss also in Fällen, in denen der Titel auf den
jeweiligen Basiszinssatz verweist, dessen jeweilige Höhe
ermitteln und die Zinsen danach berechnen. 

Nichts anderes kann gelten, wenn das Wort „jeweiligen“
im Vollstreckungstitel fehlt. Denn der Basiszinssatz ist kraft
Gesetzes (§ 247 BGB n. F.) variabel. Wird daher in Urteilen
und sonstigen Vollstreckungstiteln auf den Basiszinssatz Be-
zug genommen, so ist damit immer der variable Zinssatz im
Sinne des § 247 BGB n. F. und mithin der jeweilige Basis-
zinssatz gemeint, sofern der Vollstreckungstitel nicht aus-
drücklich auf den derzeitigen Basiszinssatz abstellt. Nur im
letzteren Fall sind die Zinsen nach dem am Tage der Titulie-
rung geltenden Basiszinssatz zu berechnen; in allen anderen
Fällen, in denen der Titel – mit oder ohne Verwendung des
Wortes „jeweiligen“ – auf den Basiszinssatz verweist, ist
dessen jeweilige Höhe maßgeblich.

IV. Die Regelungen des § 497 BGB n. F.

1. Verzugszinsen und Anrechnung von Teilleistungen bei 
Verbraucherdarlehen

Die Regelung des § 497 BGB n. F. entspricht im Wesent-
lichen der des § 11 Verbraucherkreditgesetz21). Gerät bei ei-

nem Verbraucherdarlehensvertrag der Darlehensnehmer mit
Zahlungen (Tilgung, Zinsen und Kosten) in Verzug, so hat er
den geschuldeten Betrag nach § 288 Abs. 1 BGB – also mit
fünf Prozentpunkten über dem Basiszinssatz – zu verzinsen
(Verzugszinsen). Ist das Verbraucherdarlehen grundpfand-
rechtlich gesichert, so liegt der Verzugszinssatz nur zweiein-
halb Prozentpunkte über dem Basiszinssatz (§ 497 Abs. 1
S. 2 BGB n. F.). Gemäß § 497 Abs. 1 S. 3 BGB n. F. kann im
Einzelfall vom Darlehensgeber ein höherer oder vom Darle-
hensnehmer ein niedrigerer Verzugsschaden nachgewiesen
werden.

Eine Sonderregelung enthält § 497 Abs. 2 S. 2 BGB n. F.
in Bezug auf die Frage von Zinseszinsen bei Verzugszinsen.
Das allgemeine Zinseszinsverbot für Verzugszinsen (§ 289
S. 1 BGB) führt in Wirklichkeit nicht zu einer Entlastung des
Schuldners, weil der Gläubiger statt der Verzinsung ausge-
bliebener Verzugszinsen gleichwohl Ersatz des durch den
Verzug entstehenden Schadens verlangen kann (§ 289 S. 2
BGB). Nach dieser allgemeinen Regelung könnte daher auch
beim Verbraucherdarlehensvertrag hinsichtlich nicht gezahl-
ter Verzugszinsen Schadensersatz wegen nicht möglicher
Wiederanlage des Geldes und damit im Ergebnis doch ein
Verzugszins für Verzugszinsen verlangt werden. Für Ver-
braucherdarlehen wird dieser Schadensersatz in Abweichung
von § 289 S. 2 BGB durch § 497 Abs. 2 S. 2 BGB n. F. auf
die Höhe des gesetzlichen Zinssatzes des § 246 BGB (vier
Prozent) beschränkt.

Für die Anrechnung von Teilleistungen enthält § 497
Abs. 3 BGB n. F. bei Verbraucherdarlehensverträgen eine
Abweichung von § 367 Abs. 1 BGB. Nach § 367 Abs. 1
BGB sind Teilleistungen zunächst auf die Kosten, dann auf
die Zinsen und zuletzt auf die Hauptleistung anzurechnen.
Beim Verbraucherdarlehen gilt die umgekehrte Reihenfolge.
Die Teilleistung ist zunächst auf die Kosten der Rechtsver-
folgung, dann auf den geschuldeten Betrag (Darlehensbetrag
und Vertragszinsen) und zuletzt auf die Verzugszinsen
anzurechnen22). Der Darlehensgeber darf Teilzahlungen nicht
zurückweisen (§ 497 Abs. 3 S. 2 BGB n. F.).

Die Verjährung der Ansprüche auf Rückzahlung des Dar-
lehens und der Zinsen ist vom Eintritt des Verzugs an bis zur
Feststellung im Sinne von § 197 Abs. 1 Nr. 3 bis 5 BGB n. F.
(rechtskräftig festgestellte Ansprüche; vollstreckbare Ver-
gleiche oder vollstreckbare Urkunden; Feststellung im Insol-
venzverfahren) gehemmt. Diese Wirkung dauert jedoch
höchstens zehn Jahre an (§ 497 Abs. 3 S. 3 BGB n. F.). Die
Regelung des § 197 Abs. 2 BGB n. F., nach der bei titulierten
Ansprüchen auf künftig fällig werdende regelmäßig wie-
derkehrende Leistungen an die Stelle der dreißigjährigen
Verjährungsfrist die regelmäßige Verjährungsfrist von drei
Jahren (§ 195 BGB n. F.) tritt, findet für die Zinsen keine
Anwendung (§ 497 Abs. 3 S. 4 BGB n. F.). Titulierte Zins-
ansprüche verjähren daher erst in dreißig Jahren23). Diese
Ausdehnung der Verjährung gewährt dem Darlehensgeber
einen Ausgleich für die von § 367 Abs. 1 BGB abweichende
Anrechnungsreihenfolge24).

2. Isolierte Zinstitel (§ 497 Abs. 3 S. 5 BGB n. F.)

Zu beachten ist, dass bei isolierten Zinstiteln – Vollstre-
ckungstitel mit Hauptforderung auf Zinsen – die Sätze 1 bis 4
des § 497 Abs. 3 BGB n. F. keine Anwendung finden. Die

15) Fassung des ZPO-Reformgesetzes vom 27. 7. 2001, BGBl. I
2001, S. 1887 ff.

16) Vgl. Palandt/Heinrichs, a. a. O. (Fn. 2), § 247 Rdnr. 4 und
§ 288 Rdnr. 7.

17) Vgl. dazu OLG Frankfurt, NJW-RR 1992, 684 (685).
18) Vgl. auch Reichenbach, MDR 2001, 13 (14); Zöller/Vollkom-

mer, ZPO, 23. Aufl. 2002, § 313 Rdnr. 8.
19) Vgl. BGH, MDR 1995, 520 (521); Reichenbach, MDR 2001,

13 (14).
20) Vgl. Fn. 13 und auch Reichenbach, MDR 2001, 13 (14).
21) Vgl. Begründung zum Gesetzesentwurf, BT-Drucksache 14/

6040, 256; Reif, in: AnwKomm (Fn. 3), § 497 Rdnr. 1; Palandt/Putzo,
a. a. O. (Fn. 2), § 497 Rdnr. 1.

22) Vgl. dazu Reif, in: AnwKomm (Fn. 3), § 497 Rdnr. 9.
23) Vgl. dazu Reif, in: AnwKomm (Fn. 3), § 497 Rdnr. 10.
24) Reif, in: AnwKomm (Fn. 3), § 497 Rdnr. 10.
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Ansprüche verjähren daher nicht nach dreißig Jahren, son-
dern gemäß § 197 Abs. 2 BGB n. F. in Verbindung mit § 195
BGB n. F. in drei Jahren. Auch in Bezug auf die Anrech-
nungsreihenfolge bleibt es bei der allgemeinen Regelung des
§ 367 Abs. 1 BGB. Beim Verbraucherdarlehen wird also ein
isolierter Zinstitel nach den allgemeinen Vorschriften behan-
delt, während für einen die Hauptforderung einschließenden
Vollstreckungstitel die Sonderbestimmungen des § 497
Abs. 3 BGB n. F. gelten.

V. Nachfristsetzung bei titulierten Ansprüchen

Während nach altem Schuldrecht nach Verurteilung des
Schuldners eine Nachfrist sowohl nach § 283 BGB a. F. als
auch nach § 326 BGB a. F. gesetzt werden konnte, gelten
nunmehr auch für die titulierten Ansprüche die Regelungen
des § 281 BGB n. F. (Schadensersatz) und des § 323 BGB
n. F. (Rücktritt). In praktischer Hinsicht relevant ist die
Nachfristsetzung bei titulierten Ansprüchen auf Lieferung
oder Herausgabe einer Sache. Nach neuem Recht führt das
erfolglose Verstreichen einer Nachfrist allein noch nicht zum
Erlöschen des Erfüllungsanspruchs25); nach §§ 283 und 326
BGB a. F. war dies dagegen der Fall. Für die Nachfristset-
zung im Falle eines titulierten Anspruchs bedeutet dies, dass
der Gläubiger nach erfolglosem Ablauf der Nachfrist weiter-
hin aus dem Titel vollstrecken kann und dem Schuldner man-
gels Untergangs des titulierten Anspruchs auch keine Voll-
streckungsgegenklage zusteht. Der titulierte Erfüllungs-
anspruch erlischt erst dann, wenn der Gläubiger nach dem
erfolglosen Ablauf der Nachfrist vom Vertrag zurücktritt
oder/und Schadensersatz wegen Nichterfüllung geltend
macht. Der Vollstreckungsgläubiger kann also ohne Risiko
eine Nachfrist setzen und danach entscheiden, ob er am Er-
füllungsanspruch festhalten oder die Rechte aus § 323 BGB
n. F. oder/und aus § 281 BGB n. F. geltend machen will.

VI. Die Neuregelung der Kaufgewährleistung

Die Gewährleistung beim Kauf ist grundlegend umgestal-
tet worden. Im Falle eines Sachmangels kann der Käufer
nicht mehr sofort Wandelung oder Minderung verlangen. Es
gilt vielmehr, wie bislang schon bei Werkmängeln, der Vor-
rang einer Nacherfüllung (Nachlieferung oder Nachbes-
serung26). Dem Käufer steht sowohl bei einem Sachmangel
als auch bei einem Rechtsmangel zunächst einmal nur ein
Nacherfüllungsrecht zu. Wird der Mangel vom Verkäufer
beseitigt, so stehen dem Käufer außer einem Anspruch auf
einen etwaigen Verzögerungsschaden keine weitergehenden
Rechte mehr zu. Nur wenn die Mängelbeseitigung innerhalb
einer vom Käufer gesetzten Frist nicht vorgenommen wird,
kann der Käufer vom Vertrag zurücktreten oder/und Scha-
densersatz statt der Leistung verlangen (vgl. § 437 Nr. 2, 3
i. V. m. §§ 281 Abs. 1, 323 Abs. 1 BGB n. F.). Entsprechen-
des gilt im Falle einer ernsthaften Erfüllungsverweigerung
des Verkäufers oder im Falle eines Fehlschlagens der Nach-
besserung (vgl. § 437 Nr. 2, 3 i. V. m. §§ 281 Abs. 2, 323
Abs. 2 Nr. 1, 440 S. 1 BGB n. F.). Die Nachbesserung gilt
regelmäßig nach zwei erfolglosen Versuchen als fehlgeschla-
gen (§ 440 S. 2 BGB n. F.). Nach dem neuen Prinzip der
kaufrechtlichen Gewährleistung hat also der Verkäufer (wie
bislang schon der Werkunternehmer) faktisch ein Recht auf
eine so genannte zweite Andienung, mit der er die weiter

gehenden Ansprüche des Käufers zum Zwecke der Aufrecht-
erhaltung des Kaufpreisanspruchs abwehren kann. Der Käu-
fer muss nunmehr erst die „weichen“ Rechtsbehelfe (Nach-
besserung oder Nachlieferung) geltend machen, bevor er zu
den für den Verkäufer „harten“ Rechtsbehelfen (Rücktritt
und Schadensersatz) übergehen kann.

VII. Das neue Verjährungsrecht

1. Neue Verjährungsfristen

Die regelmäßige Verjährungsfrist beträgt nunmehr nur
noch drei Jahre (§ 195 BGB n. F.). Die Verjährungsfrist be-
ginnt allerdings erst mit dem Schluss des Jahres, in dem der
Anspruch entstanden ist und der Gläubiger von den an-
spruchsbegründenden Umständen und der Person des
Schuldners Kenntnis erlangt oder ohne grobe Fahrlässigkeit
erlangen müsste. Für Schadensersatzansprüche gelten längere
Fristen (§ 199 Abs. 2 und 3 BGB n. F.). Nicht auf Schadens-
ersatz gerichtete Ansprüche, die der regelmäßigen Verjäh-
rungsfrist unterliegen, verjähren ohne Rücksicht auf die
Kenntnis oder grob fahrlässige Unkenntnis in zehn Jahren
von ihrer Entstehung an (§ 199 Abs. 4 BGB n. F.).

Das Prinzip der ultimo-Verjährung führt dazu, dass die
Verjährung mit Ablauf des 31. 12. (24 Uhr) des Jahres, in
dem der Anspruch entstanden ist und die weiteren Vorausset-
zungen des § 199 Abs. 1 BGB n. F. (Kenntnis oder Kennen-
müssen) vorliegen, beginnt und drei Jahre später am 31. 12.,
24 Uhr endet27). Beispiel: Für eine am 1. 10. 2002 entstande-
ne Kaufpreisforderung beginnt die Verjährungsfrist am
31. 12. 2002, 24 Uhr, und endet am 31. 12. 2005, 24 Uhr.

Zu beachten ist, dass die regelmäßige Verjährungsfrist
von drei Jahren nur dann gilt, wenn keine Sonderbestimmun-
gen existieren.

Ansprüche, die auf die Übertragung des Eigentums oder
sonstige Verfügungen über Rechte an einem Grundstück ge-
richtet sind, verjähren gemäß § 196 BGB n. F. ebenso wie
die Ansprüche auf die Gegenleistung in zehn Jahren; die in
§ 197 Abs. 1 BGB n. F. genannten Ansprüche (dingliche He-
rausgabeansprüche, familien- und erbrechtliche Ansprüche,
titulierte Ansprüche) verjähren in dreißig Jahren, sofern kein
Fall des § 197 Abs. 2 BGB n. F. vorliegt28). Die Verjährung
der in §§ 196, 197 Abs. 1 BGB n. F. genannten Ansprüche
beginnt nach § 200 BGB n. F. mit der Entstehung des An-
spruchs, soweit nicht ein anderer Verjährungsbeginn be-
stimmt ist.

Für ein Verbraucherdarlehen gelten die Sonderbestim-
mungen des § 497 Abs. 3 BGB n. F.29).

Bei der kaufrechtlichen Gewährleistung beträgt die Re-
gelverjährung zwei Jahre ab Übergabe der Sache (§ 438
Abs. 1 Nr. 3 BGB n. F.). Für den Beginn der Verjährungsfrist
kommt es nicht darauf an, ob der Käufer den Mangel bereits
erkannt hat oder hätte erkennen müssen. Beim Verkauf von
Baustoffen gilt nunmehr gemäß § 438 Abs. 1 Nr. 2 BGB
n. F. eine fünfjährige Verjährungsfrist in Bezug auf die Ge-
währleistungsrechte. Durch diese erhebliche Verlängerung
der Verjährungsfrist bei Baustoffen wird verhindert, dass ein
Werkunternehmer, der gekaufte Baustoffe verarbeitet, in die

25) P. Huber/Faust, a. a. O. (Fn. 8), S. 189; Palandt/Heinrichs,
a. a. O. (Fn. 2), § 323 Rdnr. 33.

26) Palandt/Putzo, a. a. O. (Fn. 2), § 439 Rdnr. 1.

27) Vgl. Palandt/Heinrichs, a. a. O. (Fn. 2), § 199 Rdnr. 38.
28) Zur Verjährung titulierter Ansprüche und zu § 197 Abs. 2

BGB n. F. noch näher unten VII. 3.
29) Vgl. dazu oben IV.
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nach altem Gewährleistungsrecht noch bestehende so ge-
nannte Verjährungsfalle gerät30). Bei Arbeiten an Bauwerken
verjährten schon vor der Schuldrechtsreform die Gewährleis-
tungsrechte des Bestellers erst in fünf Jahren, während die
Rückgriffsansprüche des Werkunternehmers gegen seinen
Lieferanten schon nach sechs Monaten verjährten. Nunmehr
verjähren auch die Rückgriffsansprüche des Werkunterneh-
mers gegen den Lieferanten erst in fünf Jahren.

Während § 225 S. 1 BGB a. F. eine Erschwerung der Ver-
jährung und damit auch eine Verlängerung der Verjährungs-
frist durch Rechtsgeschäft ausschloss, lässt § 202 Abs. 2
BGB n. F. nunmehr eine vertragliche Verlängerung der Ver-
jährungsfrist bis zu einer Dauer von dreißig Jahren ab dem
gesetzlichen Verjährungsbeginn zu. Mit dieser Neuregelung
wird v. a. der Verkürzung der Regelverjährungsfrist von drei-
ßig auf drei Jahre Rechnung getragen. Von praktischer Be-
deutung ist diese Möglichkeit der vertraglichen Verlängerung
der Verjährungsfrist u. a. bei notariellen Grundstückskauf-
verträgen: Nach § 196 BGB n. F. verjährt der Anspruch des
Käufers auf Übereignung des Grundstücks in zehn Jahren.
Gleiches gilt für den Anspruch des Verkäufers auf Zahlung
des Kaufpreises für das Grundstück, da § 196 BGB n. F.
auch den Anspruch auf die Gegenleistung erfasst. In notariel-
len Grundstückskaufverträgen unterwirft sich der Käufer
jedoch wegen des Anspruchs auf Kaufpreiszahlung in aller
Regel der sofortigen Zwangsvollstreckung mit der Folge,
dass der dergestalt titulierte Anspruch auf Kaufpreiszahlung
gemäß § 197 Abs. 1 Nr. 4 BGB n. F. erst in dreißig Jahren
verjährt31). Um wieder einen Gleichlauf der Verjährungsfris-
ten herzustellen, kann im Kaufvertrag auch die Verjährungs-
frist für den Anspruch auf Übereignung des Grundstücks ge-
mäß § 202 Abs. 2 BGB n. F. auf ebenfalls dreißig Jahre ver-
längert werden.

2. Hemmung, Ablaufhemmung und Neubeginn
der Verjährung

Die Hemmung der Verjährung führt wie im alten Recht
dazu, dass der Zeitraum, während dessen der Hemmungstat-
bestand erfüllt ist, nicht in die Verjährungszeit eingerechnet
wird (§ 209 BGB n. F.). Deutlich erweitert wurden die ver-
schiedenen Hemmungstatbestände. Neu ist die Verjährungs-
hemmung für die Dauer von Verhandlungen über den An-
spruch (§ 203 BGB n. F.; vgl. schon § 852 Abs. 2 BGB
a. F.). Rechtsverfolgungsmaßnahmen des Gläubigers wie
Klageerhebung, Zustellung eines Mahnbescheids usw., die in
§§ 209 – 215, 220 BGB a. F. noch als Unterbrechungstat-
bestände ausgestaltet waren, führen nun gemäß § 204 Abs. 1
BGB n. F. ebenfalls zu einer Hemmung der Verjährung. Von
den Rechtsverfolgungsmaßnahmen, die der Gesetzgeber zu-
sätzlich zu den schon bisher geregelten in die verjährungs-
relevanten Tatbestände aufgenommen hat, sind insbesondere
hervorzuheben die in § 204 Abs. 1 Nr. 9 BGB n. F. genann-
ten Maßnahmen des vorläufigen Rechtsschutzes sowie der
Antrag auf Gewährung von Prozesskostenhilfe, den die
Rechtsprechung schon bisher als Hemmungsgrund i. S. d.
§ 203 Abs. 2 BGB a. F. angesehen hatte32).

Die Ausgestaltung der Rechtsverfolgungsmaßnahmen als
Hemmungs- statt, wie im alten Recht, als Unterbrechungstat-
bestände hat zur Folge, dass nach Wegfall des jeweiligen
Rechtsverfolgungstatbestands gemäß § 209 BGB n. F. nur

noch die restliche Verjährungsfrist läuft, während nach altem
Recht die volle Verjährungsfrist erneut begann (§ 217 BGB
a. F.). Sofern die Rechtsverfolgung zur Erlangung eines
Titels im Sinne des § 197 Abs. 1 Nr. 3, 4 BGB n. F. führt,
beträgt die Verjährungsfrist für den titulierten Anspruch aber
ohnehin dreißig Jahre, so dass sich die Änderung insoweit
nicht auswirkt. Im Übrigen endet die Hemmung gemäß § 204
Abs. 2 BGB n. F. sechs Monate nach der Beendigung oder
dem Stillstand des betreffenden Verfahrens.

Die Hemmungstatbestände der §§ 205 – 206 BGB n. F.
(Leistungsverweigerungsrecht, höhere Gewalt und familiäre
oder ähnliche Gründe) entsprechen im Wesentlichen denen
der bisherigen §§ 202 – 204 BGB a. F. Neu ist die Verjäh-
rungshemmung bei Ansprüchen wegen Verletzung der sexu-
ellen Selbstbestimmung bis zur Vollendung des 21. Lebens-
jahrs des Opfers bzw. bis zur Beendigung der häuslichen
Gemeinschaft (§ 208 BGB n. F.).

Die Tatbestände der Ablaufhemmung (§§ 206, 207 BGB
a. F.) sind unverändert in die §§ 210, 211 BGB n. F. über-
nommen worden.

Statt des Begriffs der Unterbrechung verwendet der Ge-
setzgeber nunmehr den des Neubeginns der Verjährung; in
der Sache hat sich jedoch nichts geändert. Durch Wegfall der
jetzt als Hemmungsgründe ausgestalteten Rechtsverfolgungs-
maßnahmen hat sich die Zahl der Unterbrechungstatbestände
indes stark reduziert. Die verbleibenden Tatbestände des
§ 212 Abs. 1 BGB n. F. (Anerkennung des Anspruchs und
Vollstreckungshandlungen) entsprechen denen der §§ 208,
209 Abs. 2 Nr. 5 BGB a. F. 

3. Verjährung titulierter Ansprüche

Die dreißigjährige Verjährungsfrist gilt gemäß § 197
Abs. 1 Nr. 3 BGB n. F. nach wie vor für rechtskräftig festge-
stellte Ansprüche, gemäß § 197 Abs. 1 Nr. 4 BGB n. F. für
Ansprüche aus vollstreckbaren Vergleichen oder vollstreck-
baren Urkunden und gemäß § 197 Abs. 1 Nr. 5 BGB n. F. für
Ansprüche, die durch die im Insolvenzverfahren erfolgte
Feststellung vollstreckbar geworden sind. Für künftig fällig
werdende regelmäßig wiederkehrende Leistungen tritt aller-
dings gemäß § 197 Abs. 2 BGB n. F. an die Stelle der drei-
ßigjährigen Verjährungsfrist die regelmäßige Verjährungs-
frist von drei Jahren. Die bis zur Rechtskraft des Urteils auf-
gelaufenen wiederkehrenden Leistungen verjähren gemäß
§ 197 Abs. 1 BGB n. F. in dreißig Jahren; die regelmäßige
Verjährungsfrist von drei Jahren gilt nur für die nach Rechts-
kraft fällig werdenden Leistungen33). Bei Forderungen des
Darlehensgebers aus einem Verbraucherdarlehensvertrag gilt
die Sonderregelung des § 497 Abs. 3 S. 4 BGB n. F. Danach
findet auf Zinsen aus einem solchen Vertrag die Regelung
des § 197 Abs. 2 BGB n. F. keine Anwendung34). Für isolier-
te Zinstitel auf Grundlage eines Verbraucherdarlehensvertra-
ges gelten allerdings die allgemeinen Regelungen35).

Auch bei titulierten Ansprüchen kann sich trotz der hier
grundsätzlich eingreifenden dreißigjährigen Verjährungsfrist
die Situation ergeben, dass der Anspruch zu verjähren droht,
bevor er befriedigt wurde, etwa dann, wenn der Schuldner er-
sichtlich mittellos ist und deshalb Zwangsvollstreckungsmaß-
nahmen und diesbezügliche Anträge bislang unterblieben
sind, so dass es nicht zu einem Neubeginn der Verjährung

30) P. Huber/Faust, a. a. O. (Fn. 8), S. 374.
31) Zur Verjährung titulierter Ansprüche noch näher unten VII. 3.
32) Vgl. BGH, NJW 1989, 3149; NJW-RR 1991, 573 (574).

33) Palandt/Heinrichs, a. a. O. (Fn. 2), § 197 Rdnr. 14.
34) Vgl. dazu oben IV. 1.
35) Vgl. oben IV. 2.



182 DGVZ 2002, Nr. 12

nach § 212 Abs. 1 Nr. 2 BGB n. F. gekommen ist. In einem
solchem Fall ist der Gläubiger gezwungen, die aussichtslos
erscheinenden Vollstreckungshandlungen rechtzeitig vor
Ablauf der Verjährungsfrist doch noch vorzunehmen bzw. zu
beantragen, um gemäß § 212 Abs. 1 Nr. 2 BGB n. F. eine
neue dreißigjährige Verjährungsfrist nach § 197 Abs. 1
Nrn. 3 – 5 BGB n. F. in Gang zu setzen. Es stellt sich die
Frage, ob der Gläubiger in diesem Fall auch die Möglichkeit
hat, den titulierten Anspruch klageweise geltend zu machen
und so ein rechtskräftiges Urteil zu erwirken, was ebenfalls
zur Folge hätte, dass eine neue, dreißigjährige Verjährungs-
frist gemäß § 197 Abs. 1 Nr. 3 BGB n. F. beginnen würde.
Zwar fehlt dem Gläubiger grundsätzlich das Rechtsschutz-
bedürfnis für eine Klage, die einen Anspruch zum Gegen-
stand hat, über den er bereits ein rechtskräftiges Urteil oder
einen sonstigen Titel besitzt36). Etwas anderes gilt jedoch
dann, wenn der Kläger ausnahmsweise ein schutzwürdiges
Interesse an einer erneuten Titulierung hat, was der BGH für
den Fall bejaht hat, dass die Verjährung des im ersten Titel
ausgewiesenen Anspruchs droht und die erneute Klage der
einzige Weg ist, um das Ziel der Verjährungsunterbrechung
zu erreichen37). Da allerdings in der Regel die Möglichkeit
besteht, Vollstreckungshandlungen vorzunehmen bzw. zu
beantragen und auf diese Weise einen Neubeginn der Verjäh-
rung zu erwirken, fehlt dem Gläubiger grundsätzlich das
Rechtsschutzbedürfnis für eine erneute Klage.

4. Verjährung von Vollstreckungskosten
i. S. v. § 788 ZPO

In Bezug auf die Verjährung von Vollstreckungskosten
i. S. d. § 788 ZPO besteht mit Inkrafttreten der Schuldrechts-
reform das Problem, dass der Anspruch auf Ersatz der Voll-
streckungskosten mangels Sonderbestimmung der regelmäßi-
gen Verjährungsfrist des § 195 BGB unterliegt38) und dass
diese nach § 195 BGB n. F. nur noch drei statt bisher nach
§ 195 BGB a. F. dreißig Jahre beträgt. Die dreijährige Regel-
verjährungsfrist des § 195 BGB n. F. gilt nach Art. 229 § 6
Abs. 1 S. 1 EGBGB auch für Ansprüche auf Ersatz von Voll-
streckungskosten, die vor Inkrafttreten des Schuldrechtsmo-
dernisierungsgesetzes am 1. 1. 2002 entstanden und noch
nicht verjährt sind. Für solche Altansprüche beginnt die drei-
jährige Verjährungsfrist aber nach Art. 229 § 6 Abs. 4 S. 1
EGBGB erst ab dem 1. 1. 2002, es sei denn, die alte dreißig-
jährige Verjährungsfrist läuft vor der neuen dreijährigen Ver-
jährungsfrist ab (Art. 229 § 6 Abs. 4 S. 2 EGBGB). Der titu-
lierte Anspruch selbst verjährt dagegen nach der Sonderrege-
lung des § 197 Abs. 1 Nrn. 3 – 5 BGB n. F. nach wie vor erst
in dreißig Jahren.

Nach § 788 Abs. 1 ZPO werden die Vollstreckungskosten
zugleich mit dem titulierten Anspruch beigetrieben. Der An-
spruch auf Ersatz der Vollstreckungskosten ist somit vollstre-
ckungsrechtlich ein Annex zum titulierten Hauptanspruch.
Daher könnte man sich auf den Standpunkt stellen, die Ver-
jährung des Kostenanspruchs richte sich nach der Verjährung
des titulierten Hauptanspruchs39). Dagegen spricht aber, dass
Verjährungsregelungen im Interesse der Rechtssicherheit eng
auszulegen sind. Für den Anspruch auf Ersatz der Vollstre-

ckungskosten bleibt es daher bei der Regelverjährungsfrist
von drei Jahren.

Der Vollstreckungsgläubiger hat jedoch zum einen die
Möglichkeit, durch rechtzeitige Vornahme oder Beantragung
von Vollstreckungshandlungen einen Neubeginn der Verjäh-
rung gemäß § 212 Abs. 1 Nr. 2 BGB n. F. herbeizuführen40).
Zum anderen kann er nach § 788 Abs. 2 S. 1 ZPO die Vollstre-
ckungskosten durch Kostenfestsetzungsbeschluss festsetzen
lassen mit der Folge, dass gemäß § 197 Abs. 1 Nr. 3 BGB n. F.
die dreißigjährige Verjährungsfrist gilt41); denn auch die in
Kostenfestsetzungsbeschlüssen titulierten Ansprüche fallen
ohne weiteres unter § 197 Abs. 1 Nr. 3 BGB n. F.42). Wählt
der Vollstreckungsgläubiger den letzteren Weg, so läuft er al-
lerdings bei längerer Dauer des Kostenfestsetzungsverfahrens
Gefahr, dass die für den Anspruch auf Ersatz der Vollstre-
ckungskosten geltende Verjährungsfrist von drei Jahren be-
reits abgelaufen und der Anspruch somit verjährt ist, wenn der
Kostenfestsetzungsbeschluss ergeht. Denn zumindest nach
dem Wortlaut der gesetzlichen Regelung kommt einem Antrag
auf Erlass eines Kostenfestsetzungsbeschlusses keine verjäh-
rungsrelevante Wirkung zu: Er wird weder bei den verjäh-
rungshemmenden (§ 204 Abs. 1 BGB n. F.) noch bei denjeni-
gen Tatbeständen erwähnt, die einen Neubeginn der Verjäh-
rung auslösen (§ 212 Abs. 1 BGB n. F.)43).

Entgegen der Ansicht von Hilse44) ergibt sich hieraus je-
doch nicht zwingend die Aufforderung an den Gesetzgeber,
„den alten Rechtszustand hinsichtlich der Verjährung der
Vollstreckungskosten wiederherzustellen“. Dass Vollstre-
ckungskosten ohne selbständigen Titel nach § 788 Abs. 1
ZPO sogleich mit der titulierten Hauptforderung vollstreckt
werden können, stellt eine Erleichterung dar, die nach den
allgemeinen Prinzipien des Vollstreckungsrechts keineswegs
selbstverständlich ist. Diese Erleichterung besteht nunmehr
nach Verkürzung der Regelverjährungsfrist nur noch für die
Dauer von drei Jahren nach Entstehung der Vollstreckungs-
kosten. Für Vollstreckungskosten, die innerhalb dieser Frist
beigetrieben werden, ist daher nach wie vor kein Kostenfest-
setzungsbeschluss erforderlich. Nur in Fällen, in denen die
Vollstreckung der Kosten innerhalb von drei Jahren nicht
durchgeführt worden ist, muss nunmehr entweder ein Kos-
tenfestsetzungsbeschluss erwirkt werden, um in den Genuss
der dreißigjährigen Verjährungsfrist des § 197 Abs. 1 Nr. 3
BGB n. F. zu kommen, oder aber eine Vollstreckungshand-
lung vorgenommen bzw. zumindest beantragt werden, damit
die Verjährung gemäß § 212 Nr. 2 BGB n. F. neu beginnt.
Eine wesentliche Erschwerung der Zwangsvollstreckung, die
ein Eingreifen des Gesetzgebers notwendig erscheinen ließe,
ist darin nicht zu sehen, zumal eine Vollstreckung ohne Titel
gerade keine Selbstverständlichkeit ist. Vor dem Hinter-
grund, dass der Antrag auf Erlass eines Kostenfestsetzungs-
beschlusses nach der gesetzlichen Regelung keinen Einfluss
auf den Lauf der Verjährungsfrist hat, ist dem Vollstre-
ckungsgläubiger, der diesen Weg wählt, aber zu empfehlen,
den Antrag so rechtzeitig zu stellen, dass der Kostenfestset-
zungsbeschluss noch vor Ablauf der dreijährigen Verjäh-
rungsfrist ergehen kann.

36) Zöller/Greger, a. a. O. (Fn. 18), Vor § 253 Rdnr. 18 a.
37) BGH, MDR 1985, 562 ff.; Zöller/Greger, a. a. O. (Fn. 18), Vor

§ 253 Rdnr. 18 a.
38) Insoweit zutreffend Hilse, ZVI 2002, 245 (246).
39) Vgl. auch Hilse, ZVI 2002, 245 (246), der dies aber im Ergeb-

nis ablehnt.

40) Vgl. auch Hilse, ZVI 2002, 245 (246).
41) Vgl. Hilse, ZVI 2002, 245 (246).
42) Palandt/Heinrichs, a. a. O. (Fn. 2), § 197 Rdnr. 11.
43) Vgl. auch Hilse, ZVI 2002, 245 (247); dem Vorschlag Hilses,

man solle dem Kostenfestsetzungsantrag „zumindest verjährungs-
hemmende Wirkung“ zusprechen, dürfte allerdings dessen Nicht-
erwähnung in der Aufzählung des § 204 Abs. 1 BGB n. F. entgegen-
stehen.

44)  ZVI 2002, 245 (248).
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Die Praxis hat begonnen, sich an das neue Zustellungsrecht
zu gewöhnen. Während in einzelnen Bundesländern bzw.
OLG-Bezirken durchaus zeitnahe Schulungen seitens der Jus-
tizverwaltungen oder in besonders lobenswerten Fällen durch
den Gerichtsvollzieherverband durchgeführt wurden, mussten
sich wohl die meisten Rechtsanwender eigenständig mit den
Vorschriften auseinandersetzen. Dies war nicht nur negativ zu
sehen, hatte es doch eine rege Kommunikation zu den prakti-
schen Schwierigkeiten und die Möglichkeit stichprobenweiser
Erhebung über die Akzeptanz einzelner Regelungen zur Fol-
ge. Einige Punkte sind besonders hervorzuheben:

§ 171 ZPO:
Zu dieser vom Wortlaut her „einfachen“ Vorschrift sei zu-
nächst die Kommentierung (teilweise sinngemäß) zitiert:
Thomas/Putzo, ZPO, 24. Auflage:

Rdnr. 3: Zustellungsadressat ist der Vertretene
Rdnr. 4: Auch der mit Postvollmacht versehene Nachbar fällt

darunter
Rdnr. 8: Legt der Vertreter die Vollmachtsurkunde nicht vor,

darf die Zustellung an ihn nicht erfolgen 

Baumbach/Hartmann, Zivilprozessordnung, 60. Auflage:
Rdnr. 3 3A: Zustellungsadressat bleibt der Vertretene
Rdnr. 4: Eine einfache Postvollmacht reicht aber nicht aus

(m. N.)
Rdnr. 5: Bei einer Gesamtprokura genügt die Zustellung an

einen Prokuristen, § 170 III ZPO

Zöller/Stöber, Zivilprozessordnung, 23. Auflage:
Rdnr. 2: Wenn die Bevollmächtigung dem Gericht angezeigt ist,

kann die Zustellung an den Vertreter als Zustellungs-
adressat gerichtet werden (m. w. N.)

§ 171 erfasst den Fall, in dem die Vertretung erstmals
bei Ausführung der Zustellung dem Zusteller zur Kennt-
nis gebracht wird – Sonderfall der Ersatzzustellung

Vollmacht nur für die Entgegennahme von Zustellun-
gen genügt, wenn die Zustellung durch die Post oder
durch Einschreiben mit Rückschein erfolgt. Sie kann
jedoch nicht zur Entgegennahme der Zustellung durch
einen GV oder eine andere Behörde ermächtigen

Rdnr. 3: die wirksame schriftliche Vollmacht muss vorgelegt
werden

Rdnr. 4: bei Annahmeverweigerung kann nicht durch Zurück-
lassen des Schriftstücks zugestellt werden

Rdnr. 7: Ein Gesamtprokurist … kann daher auch bei Entgegen-
nahme der Zustellung nicht allein vertreten

Die Vielfalt der Normenauslegung erstaunt nicht nur den
unbefangenen sondern auch den erfahreneren Rechtsanwender.

Grundsätzlich hat der Gesetzgeber wohl nicht an eine Son-
derform der Ersatz-Zustellung gedacht, sondern die Wirkun-
gen des § 173 ZPO a. F. auf einen breiteren Personenkreis
erstrecken wollen. Da es seinerzeit weitgehend unstreitig war,
den Generalbevollmächtigten/Prokuristen als Adressaten –
mit der Möglichkeit von Ersatz-Zustellungen – anzusehen,
muss auch nunmehr nicht davon abgewichen werden (vergl.
zutreffend Zöller/Stöber a. a. O.). Wenn im Übrigen –
zutreffend – eine wirksame Vollmachtsurkunde durch den
Vertreter vorzulegen ist und eine Anwendung von § 179 ZPO
ausscheidet, dürfte zwingend nur eine Übergabe des Schrift-
stücks an den Vertreter selbst in Betracht kommen.

Eine reine Postvollmacht für die Anwendung von § 171
ZPO ausreichen zu lassen (Thomas/Putzo a. a. O.) oder gar die
weder systematisch noch vom Wortlaut der Vorschrift gedeck-
ten Unterscheidungen bei Zustellungen unter Zuhilfenahme
der Post bzw. durch den Gerichtsvollzieher (Zöller/Stöber
a. a. O.) zu machen, erscheint nicht begründet. 

Es muss der Vollmachtsurkunde zu entnehmen sein, dass
auch oder insbesondere Zustellungen erfasst sind, eine andere
Auslegung wäre weder praxisgerecht noch den allgemeinen
Regeln der Bevollmächtigung – insbesondere § 167 BGB –
entsprechend. Eine einfache Postvollmacht ausreichen zu las-
sen, widerspräche i. Ü. dem Sonderstatus der Zustellung und
der Bedeutung für den Betroffenen. 

Wegen der Problematik der Gesamtprokura bei § 171 ZPO
begründend auf § 170 III ZPO zu verweisen und gleichzeitig
bei der Zustellung (zumindest teilweise) eine Postvollmacht
ausreichen zu lassen, ist nur schwer nachvollziehbar (Zöller/
Stöber a. a. O.). Einerseits soll irgendein Wohnungsnachbar,
der für die Urlaubszeit Post des Betroffenen entgegennimmt,
auch für die Zustellung gem. § 171 ZPO in Betracht kommen,
andererseits der Gesamtprokurist ausscheiden. Hier ist des-
halb der Ansicht von Baumbach/Hartmann (a. a. O.) zu fol-
gen. Trösten mag den Praktiker, dass § 171 ZPO in seiner An-
wendbarkeit ohnehin so beschränkt sein dürfte, dass Probleme
bei enger Auslegung nur selten auftreten werden.

§ 178 ZPO:
Abs. 1, Ziff. 1: in der Wohnung einem erwachsenen Familienange-

hörigen, einer in der Familie beschäftigten Person
oder einem erwachsenen ständigen Mitbewohner

Die Neufassung dürfte dem Zusteller die notwendigen
Feststellungen zur Person des Ersatzempfängers wesentlich
erleichtern.

Hinzuweisen ist jedoch auf einige Einzelheiten:

a) zur Familie gehören insbesondere verwandte und (näher)
verschwägerte (vollständig und überzeugend Zöller/Stö-
ber, ZPO, 23. Aufl., Rdnr. 8 – 10 zu § 178) sowie tatsäch-
lich dauerhaft in den Familienverband integrierte Perso-
nen, wie Pflegeeltern/Pflegekinder und Lebensgefährten
(vgl. BGHZ 111, 1 mit wesentlicher Begründung). Keines-
falls mehr erforderlich ist die Hausgenosseneigenschaft
alten Rechts, die

b) in einen eigenen Tatbestand „den erwachsenen ständigen
Mitbewohner“ überführt wurde (insoweit missverständlich
Baumbach/Hartmann, ZPO, 60. Aufl., Rdnr. 10, letzter
Satz zu § 178 ZPO, der auch die zitierte Rechtsprechung des
BGH zum „Ledigbund“ außer Acht lässt – Rdnr. 11, 12
a. a. O.). Im Gegensatz zu Zöller/Stöber a. a. O. Rdnr. 12
sollte das Führen eines gemeinsamen Haushalts als Voraus-
setzung für eine entspr. Ersatz-Zustellung gefordert wer-
den. Zwar geht der Gesetzgeber (BT-Drs. 14/4554) tatsäch-
licher bei der gemeinsamen Nutzung einer Wohnung grund-
sätzlich von einem ausreichenden Vertrauensverhältnis der
betreffenden Beteiligten aus. Es kann allerdings nicht jede
Form der Wohngemeinschaft/Untermiete hierunter subsu-
miert werden. Es muss auf den Einzelfall abgestellt werden.

Zustellung zur Nachtzeit und an Sonn- und Feiertagen

Weitgehend unbemerkt ist geblieben, dass sich der Auf-
traggeber nunmehr aussuchen kann, wo er dem gesetzlichen
Vertreter/Leiter juristischer Personen, Personengesellschaften
oder Behörden (ersatz-)zustellen lässt. Eine Verpflichtung, zu-
nächst einen Versuch im Geschäftsraum zu unternehmen, be-
steht nicht mehr. Infolge dieser Vereinfachung ist auch die Be-
schränkung auf die „gewöhnlichen Geschäftsstunden“ – § 184
I ZPO a. F. mehr oder weniger ersatzlos abhanden gekommen.

Neues Zustellungsrecht: Erste praktische Erfahrungen und Probleme

Von Justizoberamtsrat Norbert Coenen, Dozent für Zustellungsrecht
im gemeinsamen Gerichtsvollzieherlehrgang an der Justiz-Ausbildungs- und Fortbildungsstätte Monschau
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U. a. hieraus ergibt sich nunmehr die Frage, wann der Auftrag-
geber eine Zustellung zur Nachtzeit verlangen kann („Finanz-
amtproblematik“), zumal eine Anwendung von § 180 ZPO je-
denfalls auf den ersten Blick nicht an zeitliche Voraussetzun-
gen geknüpft ist, sondern daran, dass eine Zustellung nach
§ 178 Abs. 1 Nr. 1 oder Nr. 2 ZPO nicht ausführbar ist. § 178
Abs. 1 ZPO verlangt lediglich, dass die Person, der zugestellt
werden soll, in ihrer Wohnung/Geschäftslokal nicht angetrof-
fen wird. Fraglich ist also, zu welcher Uhrzeit überhaupt ein
Zustellversuch unternommen werden darf. Da eine unmittel-
bar anwendbare Vorschrift fehlt – § 177 ZPO regelt nur den
Ort der Zustellung / § 178 Abs. 1 ZPO nur den der Ersatzzu-
stellung – muss auf § 179 ZPO zurückgegriffen werden.

Hiernach sind Adressat und Ersatzempfänger berechtigt, die
Annahme des Schriftstückes unter bestimmten Umständen zu
verweigern. Nach der Gesetzesbegründung in BT-Drs. 14/4554
soll dies auch gelten bei Zustellversuchen zu „allgemein
unpassender Zeit“. Darunter ist unstreitig die Nachtzeit – vergl.
den im Rahmen des ZustRG in Abs. 4 um die Regelung „Die
Nachtzeit umfasst die Zeit der Stunden von 21.00 bis 6.00 Uhr“
ergänzten § 758 a ZPO – zu subsumieren. Somit ist zu folgern,
dass der Gesetzgeber jedenfalls diese Zeit für „unpassend“ hält
und ein Zustellversuch ohne entsprechenden Beschluss gem.
§ 758 a ZPO analog erst gar nicht unternommen werden darf.

Das Verlangen eines Auftraggebers, welches von vornehe-
rein auf eine Ersatzzustellung nach § 180 ZPO zielt, ist daher
als unzulässig zurückzuweisen. Auch gegen die Beauftragung,
eine Zustellung bereits um 6.01 Uhr durchzuführen, ergeben
sich damit grundsätzliche Bedenken. Die wenigsten Korpora-
tionen oder Behörden dürften zu dieser Tageszeit ihren Ge-
schäftsbetrieb bereits aufgenommen haben. Will man also kei-
ne entsprechende Generalisierung, hat der Gerichtsvollzieher
als Zustellungsorgan sich über den Zeitpunkt zu informieren,
zu dem eine Zustellung gem. § 177 ZPO bzw. eine Ersatzzu-
stellung gem. § 178 Abs. 1 Ziff. 2 ZPO regelmäßig möglich ist
(ggf. Gleitzeitregelung beachten) und frühestens dann einen
Zustellversuch zu unternehmen.

Ich verkenne jedoch bis zu entsprechenden gerichtlichen
Entscheidungen nicht die Risiken, wenn über die Nachtzeitre-
gelung hinaus ein Zeitraum angenommen wird, zu dem eine
Zustellung gem. § 180 ZPO unzulässig ist, da die Problematik
der konkurrierenden Zustellungsorgane eine einheitliche prak-
tische Handhabung derzeit ausschließt.

Weiteres:

§ 179 S. 2 ZPO:
Während § 179 S. 1 ZPO wenigstens in seiner Konsequenz ei-
ne klare Regelung – entsprechend dem alten Recht – trifft, ent-
stehen bei § 179 S. 2 ZPO offensichtlich ernste Auslegungs-
probleme. Lediglich sicher ist in jedem Fall der Zeitpunkt der
Wirksamkeit der Zustellung „mit der Annahmeverweigerung“.

Zu § 179 S. 2 ZPO meinen:

Thomas/Putzo, ZPO, 24. Auflage:
Rdnr. 6: Rücksendung … ist vorgeschrieben, wenn der Zustel-

lungsadressat keine Wohnung und keinen Geschäfts-
raum hat. Das trifft insbes. im Fall des § 178 Abs. 1
Nr. 3 (Gemeinschaftseinrichtung) zu,

Baumbach/Hartmann, Zivilprozessordnung, 60. Auflage:
Rdnr. 6: Wenn der Zustellungsadressat im Zeitpunkt des Zustel-

lungsversuchs jedenfalls dort (sic!) keine Wohnung und
keinen Geschäftsraum hat, muss der Zusteller das zuzu-
stellende Schriftstück zurücksenden, … und keine Er-
satz-Zustellung nach § 178, §§ 180 ff durchführen,

Rdnr. 3: Verweigert der Adressat … die Annahme in
einer Gemeinschaftseinrichtung oder an einem
anderen Zustellungsort (§ 177), ist das Schrift-
stück … zurückzusenden.

Hier ist entschieden der Ansicht von Thomas/Putzo zuzu-
neigen, zumal auch die Gesetzesbegründungen keine ander-
weitigen Anhaltspunkte erkennen lassen. Legt man den klaren
Wortlaut der Vorschrift zugrunde und unterstellt man keine
völlige sprachliche Fehlleistung des Gesetzgebers, ist die For-
mulierung: “Hat der Zustellungsadressat keine Wohnung …,
ist das … Schriftstück zurückzusenden“, praktisch nur auf die
Fälle der Annahmeverweigerung durch den Adressaten in ei-
ner Gemeinschaftseinrichtung, in der er wohnt, zu beziehen.

Im Ergebnis bedeutet dies, dass § 179 S. 2 ZPO als lex spe-
zialis nur in diesen Fällen anzuwenden und ansonsten an der
Wohnung/am Geschäftslokal ein weiterer Zustellungsversuch
durchzuführen ist, vgl. auch BT-Drs. 14/4554 zu § 179 „Zu-
stellung zu allgemein unpassender Zeit/Gelegenheit“, zumal
eine allgemein unpassende Gelegenheit nur schwerlich auf
den subjektiven Erkenntnissen des Zustellers beruhen kann.

Beglaubigung zuzustellender Schriftstücke
gem. § 192 Abs. 2 ZPO n. F.

Die hierzu in DGVZ 2002, S. 10, in einer ersten Stellung-
nahme zum ZustRG vertretene Auffassung halte ich nicht
mehr aufrecht. Nach dem Wortlaut des § 192 Abs. 2 ZPO hat
der Gerichtsvollzieher die zur Zustellung eingereichten
Abschriften zu beglaubigen. Das kann sich aber nicht auf
bereits anwaltlich beglaubigte Abschriften beziehen, die von
dem den Zustellungsauftrag erteilenden Rechtsanwalt mit ein-
gereicht werden. Nach § 191 ZPO finden bei der Zustellung
auf Betreiben der Parteien die Vorschriften über die Zustel-
lung von Amts wegen entsprechende Anwendung, so dass
auch § 169 Abs. 2 ZPO zu beachten ist. Danach ist § 192
Abs. 2 ZPO unter Einbeziehung des § 169 so zu lesen, dass der
Gerichtsvollzieher die von einem Anwalt eingereichten
Schriftstücke (gemeint sind offensichtlich die Abschriften des
zuzustellenden Schriftstücks) zu beglaubigen hat, soweit sie
nicht bereits von diesem beglaubigt wurden.

Abschließend sei noch auf das Problem der Zustellungs-
urkunde bei EDV/IT-gestützten Gerichtsvollzieherbüros ein-
gegangen.

Das ZustRG hat hinsichtlich des Gerichtsvollziehers auf
eine direkte Reglementierung der Zustellungsurkunde ver-
zichtet, indem es nur für die Amtszustellung die Verwendung
einer „hierfür vorgesehenen Vordrucks“ § 182 Abs. 1 ZPO
vorschreibt.

Systematisch ist die Zustellung durch den Gerichtsvollzie-
her durch Verweisung geregelt – § 191 ff. ZPO.

Gem. § 193 Abs. 1 S. 1 ZPO beurkundet der Gerichtsvoll-
zieher die Ausführung der Zustellung auf dem Schriftstück
bzw. auf dem mit der Urschrift zu verbindenden hierfür vorge-
sehenen Vordruck.

Geht man davon aus, dass die Zustellungsurkunde ledig-
lich noch dem Nachweis der Zustellung – Zöller/Stöber,
a. a. O., Rdnr. 2 zu § 182 – dient und kein notwendiger Be-
standteil mehr ist, erscheint es nur konsequent, auch Zustel-
lungsurkunden zuzulassen, die alle erforderlichen Bestandtei-
le von § 182 Abs. 2 ZPO enthalten, obzwar sie nicht auf dem
kraft Ermächtigungsverordnung eingeführten Vordruck auf-
geführt sind. Auch der Beweiswert – § 418 ZPO – ist hier-
durch nicht geschmälert, da der Gerichtsvollzieher die Urkun-
de im Rahmen seiner Dienstbefugnisse errichtet.

Darüber hinaus sind alle eingesetzten GV-Büroprogramme
durch die jeweilige Dienstaufsicht genehmigt, wodurch auch
die darin enthaltenen Zustellungsurkundsvordrucke erfasst
werden. Einer Verwendung derselben stehen daher Bedenken
nicht entgegen.
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§§ 803 Abs. 2, 811 Abs. 1 Nr. 5 ZPO; §§ 121, 135 Nr. 6
GVGA

1. Bei Kaufleuten, die ein kleines Ladengeschäft betreiben
und überwiegend selbst betreuen, unterliegen die Laden-
einrichtung, das Wechselgeld sowie der zur unmittelbaren
Fortführung des Geschäfts erforderliche Warenbestand
nicht der Pfändung.

2. Die Pfändung eines hiernach eventuell pfändbaren
Warenbestandes hat gem. § 803 Abs. 2 ZPO dann zu
unterbleiben, wenn sich aus der Verwertung der zu pfän-
denden Gegenstände ein Überschuss über die Kosten der
Zwangsvollstreckung nicht erwarten lässt.

3. Der Gerichtsvollzieher ist nicht verpflichtet, im Pfän-
dungsprotokoll die beim Schuldner vorgefundenen, aber
nicht gepfändeten Gegenstände aufzulisten.

LG Lübeck, Beschl. v. 24. 10. 2002
– 7 T 531/2002 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Der Gerichtsvollzieher hat die von der Gläubigerin gefor-
derte Durchführung der Zwangsvollstreckung gegen den
Schuldner abgelehnt mit der Begründung, dass dieser ein klei-
nes Bekleidungsgeschäft führe und die vorhandenen Waren-
vorräte und die geringfügigen Einrichtungsgegenstände nicht
gepfändet worden seien, da sie zur Fortführung des Geschäfts-
betriebes notwendig seien. Außerdem wäre bei einer Verwer-
tung der Ware und der Einrichtungsgegenstände kein Über-
schuss über die Kosten der Zwangsvollstreckung zu erwarten.
Das durch die Gläubigerin geforderte Inventarverzeichnis sei
nicht gefertigt worden, da dies einen unverhältnismäßigen Ar-
beitsaufwand erfordert hätte und dazu auch keine rechtliche
Verpflichtung bestehe.

Gegen diese Weigerung des Gerichtsvollziehers hat die
Gläubigerin Erinnerung eingelegt mit dem Ziel, den Gerichts-
vollzieher anweisen zu lassen, Pfändungen bis zur Abdeckung
des Gläubigeranspruchs, ggf. eine Kahlpfändung, vorzuneh-
men oder aber bei Unterlassung der Pfändung ein Inventurver-
zeichnis zu erstellen und zu übersenden, in dem vorgefundene,
aber nicht pfändbare Gegenstände, ihrer Art, ihrer Beschaffen-
heit und ihrem Wert nach so zu bezeichnen sind, dass die
Gläubigerin beurteilen könne, inwieweit die Pfändung zu
Recht unterblieben sei.

Das Amtsgericht hat mit dem angefochtenen Beschluss die
Erinnerung zurückgewiesen. Es hat dazu ausgeführt, es könne
dahinstehen, ob die vorgefundenen Warenvorräte unter den
Schutz des § 811 Abs. 5 ZPO fielen. Jedenfalls sei nach den
Feststellungen des Gerichtsvollziehers bei einer Verwertung
der Ware kein Überschuss über die Kosten der Zwangsvoll-
streckung zu erwarten gewesen.

Es sei nicht zu beanstanden gewesen, dass der Gerichts-
vollzieher die Erstellung eines Inventurverzeichnisses abge-
lehnt habe. Es genüge, wenn der Gerichtsvollzieher im Proto-
koll den allgemeinen Hinweis erteile, dass die Pfändung
unterblieben sei, weil der Schuldner lediglich Sachen besitze,
deren Verwertung einen Überschuss über die Zwangsvollstre-
ckungskosten nicht erwarten lasse.

Gegen diesen Beschluss hat die Gläubigerin sofortige Be-
schwerde eingelegt.

Die Gläubigerin beantragt, unter Aufhebung des angefoch-
tenen Beschlusses den Gerichtsvollzieher anzuweisen, die
Vollstreckung gegen den Schuldner gemäß dem Vollstre-
ckungsauftrag der Gläubigerin vom 20. 8. 2002 nicht mit der
Begründung zu verweigern,

a) Waren und Gegenstände einschließlich der Geschäfts-
einrichtung im Geschäftslokal des Schuldners seien der Pfän-
dung nach § 811 Abs. 1 Nr. 5 ZPO entzogen.

b) Den Gerichtsvollzieher anzuweisen, im Falle der Unter-
lassung der Pfändung in seinem Protokoll die Gegenstände im
Gewahrsam des Schuldners nach Art, Beschaffenheit und Um-
fang so zu bezeichnen, dass sich die Gläubigerin ein Bild von
dem Vollstreckungshergang machen und selbst entscheiden
könne, ob die Pfändung zu Recht unterblieben sei.

Die Gläubigerin vertritt die Auffassung, die vorhandene
Geschäftsausstattung und die zum Verkauf bestimmten Waren
eines Einzelhändlers unterfielen nicht dem Schutz des § 811
Abs. 5 ZPO.

Bei der Abwicklung, ob die Vollstreckungskosten den zu
erwartenden Erlös übersteigen würden, sei die Gläubigerin auf
das Informationsmaterial des Gerichtsvollziehers angewiesen.
Die Gläubigerin müsste soweit informiert werden, dass sie
eine selbständige Einschätzung vornehmen könne.

Die Erstellung einer Inventurliste sei im Übrigen auch in
§ 135 Nr. 6 GVGA geregelt.

Die gemäß § 793 ZPO zulässige sofortige Beschwerde der
Gläubigerin ist nicht begründet.

Der Gerichtsvollzieher hat sowohl die Pfändung wie auch
die Errichtung einer Inventurliste zu Recht abgelehnt.

Unter den Schutz des § 811 Abs. 1 Ziffer 5 ZPO fallen
durchaus auch Kaufleute, wenn sie wie im vorliegenden Fall
ein kleines Ladengeschäft betreiben, das sie überwiegend
selbst betreuen. Damit ist sowohl die Ladeneinrichtung, wie
auch das Wechselgeld, das sie zur Fortsetzung des Geschäftes
benötigen nicht pfändbar. Pfändbar ist dann allerdings der Wa-
renbestand, soweit er nicht zur unmittelbaren Fortführung des
Geschäftes erforderlich ist (Zöller, ZPO, 23. Aufl., § 811,
Rdnr. 24 a, 27 und 28).

Aber auch die Pfändung des möglicherweise zumindest
teilweise pfändbaren Warenbestandes hat gemäß § 803 Abs. 2
ZPO zu unterbleiben, wenn sich von der Verwertung der zu
pfändenden Gegenstände ein Überschuss über die Kosten der
Zwangsvollstreckung nicht erwarten lässt.

Davon ist der Gerichtsvollzieher nach Besichtigung ausge-
gangen.

Irgendeinen konkreten Anlass davon auszugehen, dass der
Gerichtsvollzieher sich irrt oder falsche Angaben gemacht hat,
besteht nicht.

Der Gerichtsvollzieher ist auch nicht verpflichtet gemäß
§ 762 ZPO in Verbindung mit § 135 Ziffer 6 GVGA eine
Inventurliste über die nicht pfändbaren Gegenstände zu er-
stellen.

Die Vorschrift der GVGA sagt gerade, dass im Protokoll
der allgemeine Hinweis ausreicht, dass eine Pfändung unter-
blieben ist, weil der Schuldner nur Sachen besitzt, die nicht
gepfändet werden dürfen oder nicht gepfändet werden sollen
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oder von deren Verwertung ein Überschuss über die Kosten
der Zwangsvollstreckung nicht zu erwarten ist. Eine der Aus-
nahmen dieser Vorschrift, in denen eine genaue Angabe zu er-
folgen hat, liegt nicht vor.

Die von der Gläubigerin herangezogene Rechtsprechung
kann daran auch nichts ändern, da sie ersichtlich zu § 135
Nr. 6 GVGA in der vor der Änderung 1995 geltenden Fassung
ergangen ist. Die in dem Beschluss des Landgerichts Cottbus
vom 25. Juni 2002 angeführten Zitate stammen alle aus der
Zeit vor der Änderung des § 135 Ziffer 6 GVGA. Dies gilt
auch für die Kommentierung in Zöller, 19. Aufl., die von der
Gläubigerin angeführt wird (siehe dazu: Zöller, 23. Aufl.,
§ 762, Rdnr. 3 a).

Anmerkung der Schriftleitung:

Gleichlautend haben das AG Köln, DGVZ 1992, S. 47 so-
wie AG/OLG Hannover, DGVZ 1999 S. 26 entschieden. Hin-
sichtlich des Warenbestandes siehe auch die gegenteiligen
Entscheidungen des LG Saarbrücken, DGVZ 1994, S. 30,
nebst Anmerkung; LG Göttingen, DGVZ 1994, S. 89/90 und
AG Gießen, DGVZ 1998, S. 30.

§§ 836 Abs. 3, 850 h ZPO; § 185 m GVGA

1. Zu den nach § 836 Abs. 3 ZPO vom Schuldner zu
erteilenden Auskünften gehören auch Angaben darüber,
welche Tätigkeiten er für seinen Arbeitgeber ausführt und
wie viele Wochenstunden er pro Woche für diesen tätig ist,
damit der Gläubiger der Frage nachgehen kann, ob evtl.
Teile des Einkommens verschleiert werden.

2. Der Schuldner hat auf Verlangen des Gläubigers die
ihm von seinem Arbeitgeber für die letzten 3 Monate
erteilten Gehaltsabrechnungen an den Gläubiger heraus-
zugeben.

LG Köln, Beschl. v. 8. 10. 2002
– 10 T 80/2002 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Die Gläubigerin wendet sich mit ihrer gemäß § 793 ZPO
statthaften und auch ansonsten zulässigen, insbesondere recht-
zeitig – sinngemäß – eingelegten sofortigen Beschwerde da-
gegen, dass das Amtsgericht mit seinem angefochtenen Be-
schluss ihre, der Gläubigerin, Erinnerung zurückgewiesen hat.
Mit dieser Erinnerung hat sich die Gläubigerin dagegen ge-
wendet, dass der Gerichtsvollzieher es abgelehnt hatte, dem
Schuldner die Auskunft zu den im Tenor dieses Beschlusses
genannten Fragen abzunehmen sowie die dem Schuldner von
seiner Arbeitgeberin erteilten letzten drei Gehaltsabrechnun-
gen herauszuholen.

Die sofortige Beschwerde der Gläubigerin hat in der Sache
Erfolg.

Die Gläubigerin betreibt die Zwangsvollstreckung auf-
grund des von ihr erwirkten Pfändungs- und Überweisungsbe-
schlusses des Amtsgerichts Köln vom 3. 11. 1999. Durch die-
sen Beschluss ist die Gehaltsforderung des Schuldners gegen
seine Arbeitgeberin, die Firma … GmbH, in Höhe des pfänd-
baren Teils des Einkommens gepfändet und der Gläubigerin
zur Einziehung überwiesen worden. Die weiteren – allgemei-
nen – Vollstreckungsvoraussetzungen sind erfüllt.

Gemäß § 836 Abs. 3 S. 2 ZPO hat der Schuldner, wenn
er die vom Gläubiger erbetenen, zur Geltendmachung der
gepfändeten Forderung nötigen Auskünfte nicht freiwillig
erteilt, diese Auskünfte dem Gerichtsvollzieher gegenüber zu

Protokoll zu erteilen und seine Angaben an Eides statt zu ver-
sichern. Außerdem hat der Schuldner gemäß § 836 Abs. 3 S. 1
ZPO dem Gläubiger die über die gepfändete Forderung vor-
handenen Urkunden herauszugeben, wobei diese Herausgabe
gemäß § 836 Abs. 3 S. 3 ZPO vom Gläubiger im Wege der
Zwangsvollstreckung erwirkt werden kann. Für all dies bedarf
der Gläubiger keines gesonderten Titels, Grundlage der
Zwangsvollstreckung insoweit ist vielmehr der von ihm er-
wirkte Pfändungs- und Überweisungsbeschluss.

Die Kammer hatte zugrunde zu legen, dass der Schuldner
die von der Gläubigerin verlangten Auskünfte nicht freiwillig
zu erteilen bereit ist, und dass er auch nicht bereit ist, die ihm
erteilten Gehaltsabrechnungen freiwillig herauszugeben.
Zwar hat die Gläubigerin den Schuldner vor Einleitung des
hiesigen Verfahrens insoweit nicht ausdrücklich aufgefordert.
Der Schuldner ist aber durch das ihm im Verlaufe des hiesigen
Beschwerdeverfahrens gewährte rechtliche Gehör über das
Begehren der Gläubigerin hinreichend informiert worden, und
er hat dennoch die von der Gläubigerin erbetenen Handlungen
nicht freiwillig vorgenommen.

Der Gläubigerin steht für ihr im hiesigen Verfahren ver-
folgtes Begehren auch ein Rechtsschutzbedürfnis zur Seite; ihr
Verlangen kann demgemäß – entgegen der Auffassung des
Gerichtsvollziehers – nicht als treuwidrig oder gar schikanös
bewertet werden. Denn nach den Gesamtumständen liegt je-
denfalls nicht völlig fern, dass im Verhältnis zwischen dem
Schuldner und seiner Arbeitgeberin ein Teil des Einkommens
des Schuldners im Sinne von § 850 h ZPO verschleiert werden
könnte. Aus den vorliegenden Unterlagen, insbesondere aus
der vom Schuldner unter dem 1. 10. 2000 abgegebenen eides-
stattlichen Versicherung ergibt sich, dass der Schuldner schon
seit längerem für seine Arbeitgeberin durchaus höher qualifi-
zierte Arbeiten – nämlich in seinem erlernten Beruf als Büro-
informationselektroniker – ausübt. Auf diesem Hintergrund
aber erscheint das Einkommen, das er nach seinen Angaben
von seiner Arbeitgeberin bezieht, auf erste Sicht als verhältnis-
mäßig gering. Die von der Gläubigerin verlangten Auskünfte
nebst den sie begleitenden Handlungen erscheinen als geeig-
net, die Gläubigerin in die Lage zu versetzen, ihrerseits die
Voraussetzungen des § 850 h ZPO zu überprüfen und ggf. – je
nach Ergebnis dieser Überprüfung – im Rahmen der Zwangs-
vollstreckung entsprechend zu reagieren.

§§ 907, 903 ZPO; § 185 o GVGA

Die Zulassung ergänzender Fragen im Nachbesserungs-
verfahren setzt einen konkreten Verdacht voraus, dass der
Schuldner etwas verschwiegen hat. Ein solcher Verdacht
kann sich aus einer allgemeinen Lebenserfahrung erge-
ben. Bei einem Schuldner ohne mietfreie Unterkunft be-
steht bei einem monatlichen Einkommen von 322,– Euro
der konkrete Verdacht anderweitiger Einkünfte.

LG Münster, Beschl. v. 3. 7. 2002
– 5 T 601/2002 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Die Gläubigerin betreibt die Zwangsvollstreckung gegen
den Schuldner aus dem Versäumnisurteil des Landgerichts
Münster vom 26. 7. 1999 – 2 O 323/99 –. Auf ihren Antrag hin
hat der Schuldner am 13. 3. 2001 vor dem Gerichtsvollzieher
die eidesstattliche Versicherung abgegeben. Zu seinen Ein-
künften befragt, hat der Schuldner angegeben, dass er bei der
Firma … ein Arbeitseinkommen in Höhe von monatlich 630,–
DM habe. Die Frage nach Ansprüchen aus selbständiger Er-
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werbstätigkeit und aus Nebenverdienst hat der Schuldner ver-
neint.

Mit dem Vortrag, mit einem Betrag von 630,– DM monat-
lich könne der Schuldner seinen Lebensunterhalt einschließ-
lich Mietzahlung unmöglich bestreiten, hat die Gläubigerin
den Gerichtsvollzieher beauftragt, den Schuldner zur Nach-
besserung seines Vermögensverzeichnisses (VV) erneut vor-
zuladen. Da der Schuldner keinen Grundbesitz habe, müsse er
Miete zahlen oder es müsse ihm jemand kostenlos Unterkunft
gewähren. Auch liege die Annahme nahe, dass der Schuldner
von anderer Seite Unterstützung erfahre. Hierzu müsse der
Schuldner nähere Angaben machen.

Der Gerichtsvollzieher hat am 28. 2. 2002 die erneute Vor-
ladung des Schuldners abgelehnt, weil ein unvollständiges VV
nicht vorliege. Der Schuldner habe alle Fragen vollständig be-
antwortet. Die Gläubigerin hat gegen die Weigerung des Ge-
richtsvollziehers Erinnerung nach § 766 ZPO eingelegt, wel-
che mit dem angefochtenen Beschluss zurückgewiesen wurde.

Die hiergegen gerichtete sofortige Beschwerde der Gläubi-
gerin ist rechtzeitig eingelegt und zulässig, sie hat auch Erfolg.

Die Nachbesserung einer eidesstattlichen Versicherung
nach § 807 ZPO ist zwar im Gesetz nicht geregelt, nach h.M.
in Lit. und Rspr. jedoch zulässig, wenn der Schuldner ein
lückenhaftes oder unklares VV vorgelegt hat, es mithin nicht
so vollständig ausgefüllt hat, wie es nach dem Zweck des
§ 807 ZPO für die Kenntnis des Gläubigers zum Zugriff auf
angegebene Vermögenswerte erforderlich ist (vgl. für alle
Zöller, ZPO, 23. Aufl., § 903, Rdnr. 14–16).

Die Frage, wann ein VV lückenhaft oder unvollständig ist
und der Schuldner deswegen zur Nachbesserung verpflichtet
ist, wird indes in der Rspr. höchst unterschiedlich beantwortet.
Einigkeit besteht wohl weitgehend darin, dass allein das Aus-
füllen des amtlichen Fragebogens vielfach nicht ausreicht, da
dies je nach dem konkreten Lebenssachverhalt vielfach Fragen
offenlässt, die ein Gläubiger – entweder bereits bei Antragstel-
lung oder im Termin oder im Nachbesserungsverfahren – zu
stellen berechtigt ist. Inwieweit derlei „Ergänzungsfragen“ zu-
lässig sind oder als unzulässige Ausforschung zurückzuweisen
sind, ist sodann vom zuständigen Vollstreckungsorgan jeweils
zu prüfen. So hat die Kammer in einem Beschluss vom 10. 1.
1995 (Büro 95, 328) eine Ergänzung zugelassen, weil der
Schuldner angegeben hatte, er werde von seinem Bruder und
seiner Lebensgefährtin unterhalten. Hier musste der Schuldner
Namen und Anschriften der Leistenden und Art und Umfang
der Unterhaltsleistungen im Nachbesserungsverfahren ange-
ben, weil nach den Angaben des Schuldners der Verdacht
nahelag, dass der Schuldner verschleiertes Arbeitseinkommen
(§ 850 h ZPO) hatte, indem er seiner Lebensgefährtin den
Haushalt führte, eine Tätigkeit, die normalerweise entlohnt zu
werden pflegt. So auch LG Freiburg, Büro 98, 272. Auch im
Fall des LG Lübeck (Büro 97, 440) hatte der Schuldner ange-
geben, er lebe von freiwilligen Zuwendungen von Verwandten
und Bekannten. Das LG hat hervorgehoben, dass nicht erkenn-
bar sei, ob nicht die Unterhaltsleistungen durch Verwandte
evtl. auf einer gesetzlichen Unterhaltspflicht, also einem ver-
mögenswerten Anspruch des Schuldners, beruhten. Die Frage
der Zulässigkeit ergänzender Fragen kann jedoch stets nur
nach den konkreten Umständen des jeweiligen Einzelfalles
beurteilt werden. Hierbei spielt häufig auch die Möglichkeit
eines verschleierten Arbeitseinkommens (z. B. die Gestellung
einer Wohnung durch den Arbeitgeber, AG Wedding Büro
2000, 544) eine Rolle oder aber die Gewährung von Unter-
haltsleistungen für ansonsten üblicherweise vergütungspflich-
tige Dienstleistungen des weitgehend einkommenslosen
Schuldners (vgl. Kammer a. a. O.)

Die Zulässigkeit ergänzender Fragen im Nachbesserungs-
verfahren setzt einen konkreten Verdacht voraus, dass der
Schuldner etwas verschwiegen hat. Ein solcher Verdacht
kann sich auch aus einer allgemeinen Lebenserfahrung erge-
ben. Wenn, wie vorliegend, die Gläubigerin vorträgt, dass
der Schuldner von dem von ihm angegebenen Einkommen
seinen Lebensunterhalt unmöglich bestreiten könne, er also
zwangsläufig über anderweitige vermögenswerte Einkünfte
oder Zuwendungen verfügen müsse, ist vom Vollstreckungs-
gericht bzw. vom Gerichtsvollzieher zu prüfen, ob diese
Behauptung mit der allgemeinen Lebenserfahrung, bezogen
auf die konkreten Lebensverhältnisse des Schuldners, über-
einstimmt.

Der Schuldner ist 47 Jahre alt und gelernter Einzelhandels-
kaufmann. Er wohnt in W. und arbeitet als Aushilfskraft in I.
Er ist geschieden und kann zurzeit für seine beiden minder-
jährigen ehelichen Kinder wegen zu geringen Einkommens
keinen Unterhalt zahlen. Ob er evtl. mietfrei wohnt oder von
dritter Seite irgendwelche Unterstützung erhält, hat er nicht
angegeben. Falls der Schuldner, wovon im Normalfalle auszu-
gehen ist, für seine Wohnung in der … Str. … Miete zahlen
muss, ist es auch nach Ansicht der Kammer nach der Lebens-
erfahrung unmöglich, dass der Schuldner mit einem Einkom-
men in Höhe von 322,– Euro seinen Lebensunterhalt bestrei-
ten kann. Er wird daher die von der Gläubigerin in der
Erinnerung gestellte Frage, ob der Schuldner Unterstützung
von dritter Seite erhält oder ob ihm Naturalleistungen wie Kost
und Logis gewährt werden, im Wege der Nachbesserung sei-
nes VV vom 13. 3. 2001 beantworten müssen.

§§ 811 Abs. 1 Nr. 8, 850 d ZPO; § 121 GVGA

Der dem Schuldner bei einer Pfändung wegen Unterhalts-
ansprüchen pfandfrei zu belassende Betrag ist mindestens
so zu bemessen, dass er nicht der Sozialhilfe anheim fällt.

LG Flensburg, Beschl. v. 6. 5. 2002
– 5 T 217/2002 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Die Gläubigerin betreibt die Zwangsvollstreckung gegen
den Schuldner wegen Unterhaltsansprüchen. Das Amtsgericht
hat am 9. 12. 1998 einen Pfändungs- und Überweisungs-
beschluss erlassen. Hierin ist der pfändungsfreie Betrag auf
1 080,– DM monatlich festgesetzt worden, wobei davon aus-
gegangen worden ist, dass der Schuldner keine weiteren
gesetzlichen Unterhaltsverpflichtungen zu erfüllen hat.

Am 23. 1. 2002 hat der Schuldner beantragt, den pfän-
dungsfreien Betrag zu erhöhen, um den notwendigen Lebens-
bedarf decken zu können. Dem hat das Amtsgericht Flensburg
durch Beschluss vom 21. 3. 2002 entsprochen, indem es den
pfandfreien Betrag auf 750,– Euro heraufgesetzt hat.

Hiergegen richtet sich die fristgerecht eingelegte sofortige
Beschwerde der Gläubigerin.

Die Beschwerde ist gemäß § 793 ZPO zulässig, in der
Sache aber nicht begründet.

Zwar geht die Gläubigerin zutreffend davon aus, dass die
Pfändungsfreigrenzen des § 850 c ZPO für die Frage der
Pfändbarkeit von Unterhaltsansprüchen unbeachtlich sind, so
dass ihre Anhebung zum 1. 1. 2002 ohne Auswirkung auf die
Bemessung des im Rahmen des § 850 d ZPO zuzuerkennen-
den pfandfreien Betrages geblieben ist.
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Maßgeblich für die Höhe des pfandfreien Betrages ist –
sofern keine weiteren gesetzlichen Unterhaltspflichten beste-
hen – allein der notwendige Unterhaltsbedarf des Schuldners.
Dieser muss sich gegenüber einem Unterhaltsgläubiger in be-
sonderem Maß einschränken, andererseits ist ihm aber so viel
pfändungsfrei zu belassen, dass er nicht der Sozialhilfe anheim
fällt. Auf der Grundlage der ständigen Rechtssprechung der
Kammer ist der notwendige Bedarf des Schuldners wie folgt
zu bemessen:

Regelsatz nach BSHG 286,83 Euro
20 % Zuschlag

für so genannte Einmalbeihilfen 57,36 Euro
50 % Zuschlag

für berufsbedingte Aufwendungen 143,41 Euro
notwendige angemessene Wohnkosten 262,40 Euro

notwendiger Bedarf 750,00 Euro

Ob die vom Schuldner angegebenen Wohnkosten (ein-
schließlich Nebenkosten) in Höhe von 805,– DM monatlich
(= 411,59 Euro) tatsächlich angemessen sind, kann dahin-
stehen. Auf jeden Fall liegt der oben angesetzte Betrag von
262,40 Euro im Bereich der Angemessenheit, so dass der vom
Amtsgericht im angefochtenen Beschluss zuerkannte pfand-
freie Betrag von 750,– Euro im Ergebnis nicht zu beanstanden
ist.

§§ 2 I, 66 V GmbHG; § 753 ZPO

Ein Vollstreckungsauftrag gegen eine wegen Vermögens-
losigkeit gelöschte GmbH ist vom Gerichtsvollzieher nur
dann durchzuführen, wenn vom Gläubiger konkrete Hin-
weise auf noch vorhandene Vermögenswerte der GmbH
gegeben werden.

AG Hann.-Münden, Beschl. v. 24. 9. 2002
– 5 M 355/2002 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Der Gläubiger betreibt die Vollstreckung aus einem Voll-
streckunsgsbescheid des Amtsgerichtes Hagen. Schuldnerin
ist danach die Firma … GmbH in Göttingen. Er beauftragte
über seinen Prozessbevollmächtigten den Gerichtsvollzieher
mit der Einziehung der Forderung. Dieser lehnte die Ausfüh-
rung des Auftrags unter Hinweis auf die bereits erfolgte
Löschung der Firma ab.

Hiergegen wendet sich der Glaubiger mit seiner Erinne-
rung.

Die Erinnerung ist zulässig, aber unbegründet.

Zwar erfolgt im Falle der Auflösung die Liquidation einer
GmbH durch die Geschäftsführer, wenn diese nicht durch den
Gesellschaftsvertrag oder durch Beschluss der Gesellschafter
anderen Personen übertragen wird. Gem. § 66 V GmbHG
findet eine Liquidation im Falle der Löschung der Gesellschaft
wegen Vermögenslosigkeit – dies ist vorliegend nach Ableh-
nung der Eröffnung des Insolvenzverfahrens offensichtlich
erfolgt – aber nur statt, wenn sich nach der Löschung heraus-
stellt, dass Vermögen vorhanden ist, das der Verteilung unter-
liegt. Hierfür gibt es vorliegend keine Anhaltspunkte bzw. ist
nichts durch den Gläubiger vorgetragen. Eine Vollstreckung
etwa in das Vermögen des Geschäftsführers kann jedenfalls
nicht erfolgen.

Die Entscheidung des Gerichtsvollziehers ist daher nicht
zu beanstanden.

§ 986 BGB; §§ 750, 885 ZPO; § 180 GVGA

Aufgrund des gegen den Mieter einer Wohnung ergange-
nen Räumungsurteils sind auch Mitbewohner, die nicht
am Mietvertrag beteiligt sind, aus dem Besitz zu setzen.

AG Wesel, Beschl. v. 16. 5. 2002
– 24 M 829/2002 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Die Weigerung des Gerichtsvollziehers, die Zwangsvoll-
streckung auf Räumung vorzunehmen, ist nicht begründet. Zu
unrecht gab der Gerichtsvollzieher an, dass die weiteren er-
wachsenen Personen in der Wohnung als Mitbesitzer angese-
hen werden müssten, gegen die dann ebenfalls die Zwangs-
vollstreckung stattfindet.

§ 750 ZPO ist vielmehr so auszulegen, dass in dem Titel
nur derjenige als Schuldner bezeichnet wird, mit dem auch das
Rechtsverhältnis besteht bzw. bestanden hat. Alle weiteren in
der Wohnung befindlichen Personen sind lediglich Besitzdie-
ner, gegen die eine besondere Austitulierung nicht erforderlich
ist.

Da aus dem Anerkenntnisurteil nicht hervorging, inwie-
weit nicht evtl. über die Person des Schuldners hinaus weitere
Personen Mietvertragspartei waren, veranlasste das Gericht
eine eidesstattliche Versicherung des Beschwerdeführers, in
der dieser versichert, dass er keine weiteren Verträge mit den
sich im Hause aufhaltenden Personen abgeschlossen hat.

Diese übrigen Mitbewohner, auch die volljährigen, sind nur
Besitzdiener. Denn Ihnen fehlt ein Wille zum eigenen Besitz.
Der redliche Besitzer im Sinne von §§ 986 ff. BGB besitzt näm-
lich aufgrund der Überzeugung, ein Recht zum Besitz zu haben.
Ein solches Recht ist aber ohne ausdrücklich abgeschlossenen
Mietvertrag nicht redlich herzuleiten. Den Mitbewohnern fehlt
daher der Wille zum eigenen Besitz an der Wohnung.

Soweit anscheinend teilweise die Ansicht vertreten wird,
dass durch das Mitbewohnen in konkludenter Weise ein Miet-
vertrag abgeschlossen wird, ist diese Ansicht abzulehnen.
Konkludente Willenserklärungen aus tatsächlichem Verhalten
herzuleiten, ist ohnehin schwierig. Es ist für den Abschluss
eines Mietvertrages nicht nur der Nutzungswille erforderlich,
sondern auch die Bereitschaft, in die Pflichten des Mietver-
trages einzutreten. Dies ist auch zum Schutz sonstiger Mit-
bewohner nicht anzunehmen. Weder der Vermieter noch der
Mieter noch die sonstigen Mitbewohner wüssten nämlich in
einem Konfliktfall, ab wann das Gericht aufgrund einer wie
lange dauernden Nutzung einen Mietvertrag annehmen würde.
Daraus resultierten z. B. bei Räumungsstreitigkeiten Unsi-
cherheiten für beide Mietvertragsparteien, wer überhaupt in
den Räumungsprozess einzubeziehen ist. Es kommt hinzu,
dass dem Mieter im Rahmen seines Nutzungsrechts grundsätz-
lich zugesprochen wird, dass er Besuch, auch für längere Zeit,
empfangen kann. Dem Vermieter ist es in der Regel nicht
möglich, einer solchen besuchsweisen Nutzung zu widerspre-
chen, in der Regel noch nicht einmal der Aufnahme eines wei-
teren Mitbewohners.

Da das Gesetz zu Recht die Möglichkeit einer fristlosen
Kündigung wegen Nichtzahlung der Miete bereits nach zwei
ausgebliebenen Mietzinszahlungen erlaubt, was ohnehin
schon eine Benachteiligung ist, da die eine Vertragspartei die
Hauptleistung verweigert, müsste der Vermieter ansonsten
auch innerhalb kurzer Zeit in der Lage sein, den Personen-
bestand einer Wohnung aufzunehmen. Es ist aber derzeitig
überhaupt nicht ersichtlich, mit welchen Möglichkeiten der
Vermieter in kurzer Zeit einen solchen Personenbestand ermit-



DGVZ 2002, Nr. 12 189

teln könnte. Gegen die Annahme des Zustandekommens von
weiteren Mietverträgen mit Mitbewohnern spricht auch, dass
gar keine klaren Kriterien erkennbar sind, ab wann sich je-
mand noch besuchsweise in der Wohnung aufhält oder wann
er als Mitbewohner anzusehen wäre. Daraus resultiert für den
Vermieter das Problem, nicht zu wissen, wen er bei einer
Räumungsklage auf Schuldnerseite einbeziehen müsste. Wer
die daraus resultierenden Kosten tragen sollte, bliebe ebenfalls
fraglich.

Insgesamt führte eine derartige Ansicht zu einer unüber-
schaubaren Vertragssituation. Die Gestaltung der Wirklichkeit
durch das Recht muss aber so eindeutig sein, dass ein Ver-
tragsverhältnis auch noch tatsächlich durchgeführt werden
kann und nicht unübersehbare wirtschaftliche Risiken bietet.
Diese Aufgabe des Rechts kann sich auch nicht ein Gericht in
seiner Ansicht widersetzen. Vielmehr ist es Aufgabe der Ge-
richte, in Einklang mit Recht und Gesetz für Rechtssicherheit
zu sorgen. Ohne klar erkennbare Kriterien, wann eine Nutzung
einer Wohnung zu einem Vertragsverhältnis führen könnte, ist
eine derartige Ansicht deshalb abzulehnen.

§ 885 ZPO; § 4, KV 707 GvKostG

Werden bei einer zwangsweisen Räumung auch Ge-
schäftsunterlagen des Schuldners als Räumungsgut in
Verwahrung genommen, die über den in § 885 Abs. 4 ZPO
bestimmten Zeitraum hinaus aufzubewahren sind, so hat
der Gläubiger auch für die hierdurch entstehenden Ver-
wahrkosten aufzukommen.

AG Bad Schwalbach, Beschl. v. 27. 5. 2002
– 81 M 539/2002 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Mit Schreiben vom 31. 1. 2001 hat der Gerichtsvollzieher
bei dem Vollstreckungsgläubiger als Vorschuss gemäß § 5
GVKostG auf die Verwahrkosten für 1 Jahr in Höhe von 300,–
DM für die Verwahrung von 4 m3 Geschäftspapieren und Un-
terlagen nach der Zwangsräumung des Vollstreckungsschuld-
ners angefordert. Dagegen hat der Vollstreckungsgläubiger
Erinnerung mit der Begründung eingelegt, es sei nicht einzu-
sehen, dass wegen Bestimmungen des Handelsgesetzbuches
der Gläubiger die Verwahrung der Unterlagen für 10 Jahre
zahlen müsse. Sofern der Gesetzgeber die Verwahrung bestim-
me und der Schuldner nicht zahlungsfähig sei, müsse das Land
Hessen für diese Verwahrung aufkommen.

Die zulässige Erinnerung ist unbegründet.

Die Anforderung des Vorschusses auf die Verwahrkosten
gemäß § 5 GvKostG durch den Gerichtsvollzieher ist nicht zu
beanstanden.

Der Gläubiger haftet nämlich gemäß § 3 Nr. 1 GvKostG
als Auftraggeber für sämtliche Räumungskosten, auch für
Lagerkosten. Insoweit besteht eine Vorschusspflicht des Voll-
streckungsgläubigers gemäß § 5 GvKostG, auch wegen der
ihn treffenden Kosten, die durch die Unterbringung entstehen
(Zöller/Stöber, ZPO, 21. Auflage, § 885 Rdnr. 31, 31).

Der Vollstreckungsgläubiger kann mit seiner Einwendung,
das Land Hessen habe für die Verwahrung aufzukommen, so-
fern der Gesetzgeber die Verwahrung bestimme und der
Schuldner nicht leistungsfähig sei, nicht durchdringen.

Denn eine solche gesetzliche Bestimmung existiert nicht.

Da der Vollstreckungsgläubiger nicht mehr in Abrede
stellt, dass 4 m3 Geschäftspapiere und Unterlagen, insbesonde-
re Baupläne und ähnliche Unterlagen, „Dritte“ betreffend, in
der Pfandkammer eingelagert sind, die gemäß § 257 HGB für
10 Jahre aufzubewahren sind und auch der Höhe der Verwahr-

kosten nicht entgegentritt, war die Erinnerung zurück-
zuweisen.

Anmerkung der Schriftleitung:

Zu dieser Frage siehe auch LG Dortmund u. OLG Hamm
in DGVZ 2001, nebst Anmerkung.

§ 3 GvKostG

Zum Kostenansatz bei Erteilung eines Vollstreckungs-
auftrages aufgrund mehrerer Vollstreckungstitel nach der
bis zum 31. 7. 2002 geltenden Fassung des GvKostG.

AG Pirmasens, Beschl. v. 22. 10. 2002
– 1 M 2295/2002 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Der Gerichtsvollzieher war befugt, bis zum 31. 7. 2002
nach § 3 GV-Kostengesetz (alt) abzurechnen. Mit dem Ansatz
von zwei Vollstreckungsaufträgen hat er sich an die vom hie-
sigen Vollstreckungsgericht vertretene Meinung gehalten, die
auch von der überwiegenden Anzahl der Vollstreckungs-
gerichte zu § 3 GV-Kostengesetz (alt) vertreten wurde. An der
Zulässigkeit dieser Berechnung ändert sich auch nicht deswe-
gen etwas, dass ab dem nach dem 1. 8. 2002 geltenden Kosten-
recht in diesem Fall nur noch von einem Auftrag auszugehen
ist. Der Gerichtsvollzieher war befugt, bei seiner Berechnung
vom 3. Dezember die Gebühr gemäß KV 604 zweimal in An-
satz zu bringen.

§ 10 a GVGA; § 4, KV 703 GvKostG

Der Gerichtsvollzieher kann die Durchführung eines
Vollstreckungsauftrages davon abhängig machen, dass
der Gläubiger einen Vorschuss für die Zuziehung eines
Dolmetschers zahlt, wenn der Schuldner nach den
Erkenntnissen des Gerichtsvollziehers der deutschen
Sprache nicht hinreichend mächtig ist.

AG Leverkusen, Beschl. v. 26. 6. 2002
– 45 M 3445/2001 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Der Gerichtsvollzieher kann für Dolmetscherkosten bereits
im Voraus einen Vorschuss anfordern, ohne den er nicht tätig
zu werden braucht, § 5 GvKostG. Dieser Vorschuss ist hier
nach den gesetzlichen Bestimmungen angefordert, aber nicht
beglichen worden.

Der Kostenvorschuss für die Beiziehung eines Dolmet-
schers ist auch in der Sache nicht zu beanstanden, Dolmet-
scherkosten sind Auslagen im Sinne von § 35 Abs. 1 Nr. 5
GvKostG. Es obliegt dem Gerichtsvollzieher, das Erfordernis
der Beiziehung eines Dolmetschers zu beurteilen. Erkennt der
Gerichtsvollzieher, dass die Person, der gegenüber er eine
Amtshandlung vorzunehmen hat, Grund und Inhalt dieser
Handlung nicht erfassen sowie etwaige Einwendungen nicht
vorbringen kann, muss der Gerichtsvollzieher einen Dolmet-
scher beiziehen (vgl. Schröder-Kay, „Das Kostenwesen der
Gerichtsvollzieher“, 9. Aufl. (1994), § 35, Rdnr. 32).

Es kann hierbei nicht darauf ankommen, dass – wie hier –
die Gläubigerin vorträgt, der Schuldner „simuliere“ fehlende
Sprachkenntnis. Im Interesse der Gewährung von Rechtsstaat-
lichkeit im Zwangsvollstreckungsverfahren kann es dem Ge-
richtsvollzieher nicht verwehrt sein, die Voraussetzung der
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Hinzuziehung eines Dolmetschers in eigener Verantwortung
zu prüfen und gegebenenfalls zu bejahen.

Hiergegen ist nichts zu erinnern.

§§ 57, 58 BRAGO

Bei der vom Anwalt des Gläubigers eingeholten Auskunft
aus dem Schuldnerverzeichnis handelt es sich nicht um eine
Vollstreckungsmaßnahme und auch nicht um eine beson-
dere Angelegenheit gem. § 58 Abs. 3 BRAGO, so dass dafür
keine besondere Gebühr berechnet werden kann.

AG Lahnstein, Beschl. v. 27. 6. 2002
– 7 M 847/2002 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Der Gerichtsvollzieher war beauftragt, eine Forderung der
Gläubigerin gegen die Schuldnerin einzuziehen. Abgesetzt
wurde vom Gerichtsvollzieher eine 3/10-Gebühr nach §§ 31,
57, 58 Abs. 3 Nr. 11 BRAGO in Höhe von 68,09 DM.

Der Erinnerungsführer vertritt die Auffassung, dass nach
§ 58 (3) Nr. 11 BRAGO unter „Verfahren zur Abgabe der EV“
auch die Auskunft aus dem Schuldnerverzeichnis abrech-
nungsfähig sei.

Er beantragt mit der Erinnerung daher den Gerichtsvollzie-
her anzuweisen, weitere 68,09 DM beim Schuldner einzuzie-
hen.

Der Gerichtsvollzieher beantragt, die Erinnerung zurück-
zuweisen.

Er trägt vor, bei der Einholung einer Auskunft aus dem
Schuldnerverzeichnis handelt es sich nicht um eine besondere
Angelegenheit der Zwangsvollstreckung, so dass eine Einzie-
hung nicht in Betracht gekommen sei.

Die Erinnerung ist zulässig, jedoch unbegründet.

Nach Auffassung des Gerichtes ist die Aufzählung in § 58
BRAGO abschließend. Die Auskunft aus dem Schuldner-
verzeichnis ist dort nicht aufgeführt. Das Gericht schließt sich
der Auffassung nicht an, dass die Einholung der Auskunft aus
dem Schuldnerverzeichnis unter § 58 Abs. 3 Nr. 11 BRAGO
(Verfahren auf Abgabe der eidesstattlichen Versicherung)
fällt, nicht an.

Die Einholung einer Auskunft aus dem Schuldnerverzeich-
nis ist lediglich eine Vorbereitungshandlung für eine später
folgende Vollstreckungshandlung. Ein direkter zwingender
Zusammenhang zwischen der Einholung einer Auskunft aus
dem Schuldnerverzeichnis sowie einem Verfahren auf Abgabe
der eidesstattlichen Versicherung ist nicht gegeben. Die Ein-
holung der Auskunft aus einem Schuldnerverzeichnis dient
dazu, sich allgemein einen Überblick über die Vermögensver-
hältnisse des Schuldners zu verschaffen und festzustellen,
ob und ggf. welche Vollstreckungsmöglichkeiten überhaupt
bestehen. Erst danach wird in der Regel entschieden, ob ein
Verfahren auf Abgabe der eidesstattlichen Versicherung ein-
geleitet werden soll, wobei hierzu überhaupt erst mal ein ver-
geblicher Vollstreckungsversuch gestartet werden muss.

Wird, wie im vorliegenden Fall, die Auskunft aus der
Schuldnerkartei eingeholt, bevor überhaupt ein Vollstre-
ckungsversuch unternommen wird, ist es bis zu einem Antrag
auf Abgabe der eidesstattlichen Versicherung noch ein sehr
weiter Weg, der in keinem direkten Zusammenhang mit der
erfolgten Einsicht in die Schuldnerkartei steht.

Nach alledem war die Erinnerung zurückzuweisen.

§§ 766, 788, 885 ZPO; § 9 GvKostG a.F.; §§ 109, 180 GVGA

Werden die vom Gerichtsvollzieher für eine Zwangs-
räumung gezahlten Speditionskosten vom Gläubiger im
Erinnerungsverfahren bestritten, so sind sie von der
Kostenrechnung abzusetzen, sofern der Gerichtsvoll-
zieher oder der Bezirksrevisor deren Entstehung in der
berechneten Höhe nicht schlüssig darlegen können.
(mit Anmerkung)

AG Frankfurt/Main, Beschl. v. 7. 8. 2002
– 33 M 59/02 – 93

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Aufgrund des Versäumnisurteils … betrieb der Gläubiger
gegen den Schuldner die Räumung einer 5-Zimmer-Woh-
nung mit Kellerraum in Frankfurt am Main. Der Gerichts-
vollzieher berechnete hierfür Verfahrenskosten in Höhe von
insgesamt DM 21 217,16. Hierin sind Speditionskosten in
Höhe von DM 18 073,96 enthalten. Diesen Speditionskosten
liegt eine Rechnung der Firma H. vom 1. 3. 2001 zugrunde,
die mit dem Betrag von DM 18 073,96 endet und auf die Be-
zug genommen wird. Der Gläubiger hält die Rechnung der
Firma H. für weit überhöht. Es sei nicht nachvollziehbar, wa-
rum das Entladen fast genau so lange gedauert haben solle
wie das Beladen.

Der Gerichtsvollzieher hat ausgeführt, da es sich um die
umfangreichste Räumung gehandelt habe, die er je durchge-
führt habe, habe er keine Bedenken wegen der hohen Räu-
mungskosten. Ein großes Zimmer der Wohnung sei als
Atelier der Lebensgefährtin des Schuldners eingerichtet
gewesen, dort hätten viele und großflächige Leinwandwerke
der Lebensgefährtin gelagert. Ein Großteil der Möbel habe
aus nicht zerlegbaren schweren Möbeln aus massivem Holz
bestanden. Das Räumungsgut sei unterirdisch eingelagert
worden.

Der Gläubiger beantragt, den Gerichtsvollzieher anzuwei-
sen, die Auslagen für die Räumungsvollstreckung in Höhe von
5 084,04 Euro (= DM 9 943,52) nicht in Ansatz zu bringen.

Der Bezirksrevisor beantragt, einen Sachverständigen mit
der Ermittlung der Räumungskosten zu beauftragen.

Der Bezirksrevisor trägt hierzu vor, die Stellungsnahme
des Gerichtsvollziehers sei zu allgemein gehalten, um zu einer
Aufklärung des Sachverhaltes beizutragen. Nach einem Hin-
weis des Gerichtes, dass es Sache des Gerichtsvollziehers und
an seiner Stelle der Staatskasse ist, die Entstehung der in Rech-
nung gestellten Auslagen schlüssig darzulegen und im Falle
des Bestreitens unter Beweis zu stellen, hat der Bezirksrevisor
mitgeteilt, die Landeskasse beabsichtige nicht, eine weitere
Stellungnahme abzugeben.

Die Erinnerung gegen den Kostenansatz des Gerichtsvoll-
ziehers ist nach § 766 Abs. 2 ZPO zulässig und begründet.

Für das Erinnerungsverfahren gelten die allgemeinen
Grundsätze des ZPO-Verfahrens. Es ist vom Beibringungs-
grundsatz beherrscht mit Darlegungs- und Beweislast der Par-
teien des Zwangsvollstreckungsverfahrens (Zöller, Zivilpro-
zessordnung § 766 Rdnr. 27). Es ist Sache des Gerichtsvoll-
ziehers und an seiner Stelle der Staatskasse, die Entstehung
der in Rechnung gestellten Auslagen nach § 35 Abs. 1 Nr. 8
GvKostG schlüssig darzulegen und im Falle des Bestreitens
unter Beweis zu stellen. Dies ist vorliegend nicht geschehen.
Das vom Bezirksrevisor beantragte Sachverständigengutach-
ten war nicht einzuholen, da dies einen unzulässigen Ausfor-
schungsbeweis darstellen würde. Der Bezirksrevisor selbst hat
vorgetragen, die Stellungnahme des Gerichtsvollziehers sei zu
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allgemein gehalten, um zu einer Aufklärung des Sachverhalts
beizutragen.

Weiterer Vortrag zur Angemessenheit der angesetzten
Kosten erfolgte nicht.

Damit konnten über die vom Gläubiger zugestandenen
Kosten von DM 8 130,40 hinaus keine weiteren Kosten an-
gesetzt werden. Somit waren weitere DM 9 943,56 nicht in
Ansatz zu bringen. Da jedoch über den Antrag (DM 9 843,52)
nicht hinausgegangen werden konnte, war zu beschließen wie
erkannt.

Anmerkung der Schriftleitung:

Das Amtsgericht hat den Gerichtsvollzieher durch obige
Entscheidung angewiesen, die Auslagen für die Räumungs-
vollstreckung in Höhe von 5 084,04 Euro (= DM 9 943,52)
nicht in Ansatz zu bringen. Der Gerichtsvollzieher hat die
Rechnung der Spedition bereits bezahlt und deshalb ein Pro-
blem damit, der Erinnerungsentscheidung zu entsprechen.

In einer ähnlich gelagerten Sache hat das Landgericht
Konstanz (DGVZ 2002, S. 139) entschieden, dass es sich um
einen Amtshaftungsfall handelt, wenn dem Gerichtsvollzieher
vorgeworfen wird, er habe die Rechnung der Spedition nicht
ausreichend geprüft. Deshalb könne über eine solche Rekla-
mation weder im Erinnerungs- noch im Beschwerdeverfah-
ren entschieden werden. Dies erscheint sachgerecht, weil in
einem Regressverfahren auch dem Speditionsunternehmen,
dessen Rechnung beanstandet wird, Gelegenheit gegeben
werden kann, seine Rechnung zu präzisieren und zu verteidi-
gen. Der Gerichtsvollzieher darf nur in Anspruch genommen
werden, wenn ihm grobes Verschulden oder Vorsatz vor-
geworfen werden kann. In dem von obiger Entscheidung be-
troffenen Fall hat der Gerichtsvollzieher angesichts des Um-
fanges des Räumungsgutes und des mit seiner Verbringung
verbundenen Schwierigkeiten offenbar keine Veranlassung
gesehen, die Rechnung des Speditionsunternehmens in Zwei-
fel zu ziehen.

§§ 631, 649 BGB; §§ 885, 788 ZPO; § 180 GVGA

1. Dem mit der Räumung beauftragten Speditionsunter-
nehmen steht eine Ausfallentschädigung zu, wenn der
Räumungsauftrag zurückgenommen wird.

2. Hat der Schuldner die herauszugebende Wohnung
freiwillig geräumt, so muss er sie an den Gläubiger über-
geben, dem es obliegt, den Räumungsauftrag zurück-
zunehmen.

AG Emmendingen, Beschl. v. 21. 5. 2002
– 10 M 3214/2002 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

I. Der Gerichtsvollzieher war vom Gläubiger am 3. 12.
2001 beauftragt worden, die Zwangsräumung der vom
Schuldner bewohnten Wohnung durchzuführen. Zu diesem
Zwecke beauftragte der Gerichtsvollzieher ein Speditions-
unternehmen. Termin zur Räumung wurde zunächst auf den
29. 1. 2002 festgesetzt. Dieser Termin wurde vom Gerichts-
vollzieher auf den 22. 2. 2002 verlegt, nachdem ihm der
Schuldner einen Mietvertrag vom 16. 1. 2002 vorgelegt hat,
wonach der Schuldner und seine Lebensgefährtin zum 15. 2.
2002 in … eine Wohnung angemietet hatten. Der Gerichts-
vollzieher befand sich vom 11. 2. bis 17. 2. 2002 in Urlaub.
Während dieser Zeit, am 13. 2. 2002, teilte ihm der Schuldner
mit, dass die Wohnung geräumt sei. Ein Termin zur Besich-
tigung der Wohnung fand am 18. 2. 2002 statt. An diesem

Tage stornierte der Gerichtsvollzieher den der Speditionsfirma
erteilten Auftrag. Die daraufhin von der Spedition geltend ge-
machte Ausfallentschädigung von 460 Euro nahm der Ge-
richtsvollzieher in seine Kostenrechnung vom 22. 2. 2002 auf.
Hiergegen richtet sich die Erinnerung des Schuldners.

Der Schuldner macht geltend, die Wohnung sei rechtzeitig
geräumt gewesen. Auf das Anfallen einer Ausfallentschädi-
gung sei er nicht hingewiesen worden. In anderen Gerichts-
bezirken würden diese erst anfallen, wenn 3 Tage vor Räu-
mungstermin abgesagt werde.

II. Die zulässige Erinnerung hatte in der Sache keinen
Erfolg.

Unstreitig wurde dem Schuldner der Termin zur Räu-
mung mitgeteilt. In dem entsprechenden Schreiben des Ge-
richtsvollziehers vom 3. 1. 2002 finden sich deutliche Hin-
weise darauf, dass zum einen die Räumung stattfindet, falls
nicht rechtzeitig vor dem Termin entsprechende gerichtliche
Einstellungsbeschlüsse oder die Rücknahme des Gläubigers
schriftlich vorliegen, zum anderen, dass bei verspäteter Vor-
lage von Einstellungen oder Rücknahmen des Auftrages un-
ter Umständen bereits Kosten für die Spedition angefallen
sein können.

Aus diesen Hinweisen muss sich für den Schuldner auch
klar ergeben, dass er sich letztendlich an den Gläubiger zu
halten hatte, falls er die Durchführung der Räumung abwen-
den will. Dies gilt umso mehr als dem Schuldner bekannt
war, dass sich der zuständige Gerichtsvollzieher zu dem Zeit-
punkt, zu dem die Räumung nach dem Vortrag des Schuld-
ners erfolgt sein soll, in Urlaub befand. Ausweislich der
dienstlichen Stellungnahme des Gerichtsvollziehers hat die-
ser zwar in Aussicht gestellt, sich die geräumte Wohnung am
14. 2. 2002 anzusehen, allerdings unter der Einschränkung,
dass es seine Zeit zulasse. Eine Verpflichtung, den Schuldner
auf die Möglichkeit der direkten Kontaktaufnahme zum
Gläubiger hinzuweisen, bestand auch unter Berücksichtigung
der vorher bereits erfolgten Terminsverlegung durch den
Gerichtsvollzieher nicht. Selbst wenn man Letzteres anders
beurteilen wollte, würde dies nichts an der Kostentragungs-
pflicht des Schuldners im Verhältnis zum Gläubiger ändern.
Der Gerichtsvollzieher ist hoheitlich tätig und nicht Erfül-
lungsgehilfe des Gläubigers.

Die in Ansatz gebrachte Ausfallentschädigung ist dem
Grunde und der Höhe nach nicht zu beanstanden. Die Auswahl
eines zur Durchführung einer Räumungsvollstreckung hinzu-
zuziehenden Spediteurs liegt im pflichtgemäßen Ermessen des
Gerichtsvollziehers. Es ist vorliegend nicht erkennbar, dass
der Gerichtsvollzieher sein Ermessen fehlerhaft ausgeübt hat.
Die vom Gerichtsvollzieher vorgelegte Preisliste des von ihm
beauftragten Transportunternehmens lässt keine sichtbar über-
höhten Preise erkennen. Im Falle der Kündigung des Umzugs-
vertrages ist das Umzugsunternehmen gemäß §§ 451, 415
AGB grundsätzlich berechtigt, seine Fracht konkret zu berech-
nen und unter Abzug eventuell ersparter Aufwendungen zu
fordern oder pauschal ein Drittel der vereinbarten Fracht gel-
tend zu machen. Vorliegend kam der Vertrag mit dem Um-
zugsunternehmen aufgrund der Preisliste zustande, in der be-
reits Ausfallentschädigungen in offensichtlich pauschalierter
Form enthalten sind. Durch die Vereinbarung einer derartig
pauschalierten Ausfallentschädigung ist der Schuldner nicht
unangemessen benachteiligt. Für die 4-Zimmer-Wohnung, die
zwangszuräumen gewesen wäre, sind 460,– Euro in Ansatz
gebracht. Es ist durchaus realistisch, diesen Betrag als höchs-
tens ein Drittel der Räumungskosten für die 4-Zimmer-Woh-
nung anzusehen. Ein Ermessensfehler des Gerichtsvollziehers
bei der Auswahl des Speditionsunternehmens kann folglich
nicht festgestellt werden.
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■ B U C H B E S P R E C H U N G E N

Baumbach/Lauterbach/Albers/Hartmann: Zivilprozessordnung

Kommentar von Dr. Adolf Baumbach †, Prof. Dr. Wolfgang Lauterbach †,
Dr. Jan Albers und Dr. Dr. Peter Hartmann, 61., neubearbeitete Auflage,
2003, XXVIII, 3004 Seiten, in Leinen, € 122,–. ISBN: 3-406-49835-3.
Verlag C. H. Beck, München.

Die Zivilprozessordnung wurde seit Erscheinen der 60. Auflage erneut in
vielen Bereichen geändert oder von der Einführung/Änderung anderer Ge-
setze berührt. Wer mit der ZPO sicher umgehen will, der braucht den aktu-
ellen Gesetzestext und in vielen Fällen auch Erläuterungen desselben. Die-
se Sicherheit bietet die 61. Auflage des vorliegenden Kommentars, dessen
Verfasser im Rahmen einer Gesamtüberarbeitung die in über 30 Gesetzen
vorgenommenen Änderungen der ZPO und ihrer Nebengesetze sowie Tau-
sende neue Entscheidungen und Aufsätze einbezogen und damit den Kom-
mentar auf den neuesten Stand gebracht haben. Besonders hervorzuheben
sind dabei die eingearbeiteten Neuerungen durch das Gesetz zur Moder-
nisierung des Schuldrechts, das Gewaltschutzgesetz, das Gesetz zur Än-
derung der Pfändungsfreigrenzen, das Gesetz über den elektronischen
Geschäftsverkehr, das Vierte Finanzmarktförderungsgesetz vom 21. Juni
2002, das zweite Gesetz zur Änderung schadensersatzrechtlicher Vor-
schriften, das Zustellungsreformgesetz und das OLG-Vertretungsände-
rungsgesetz.

Für die Leser der DGVZ ist die Kommentierung des neuen Zustellungs-
rechts und der Vorschriften über die Zwangsvollstreckung von besonde-
rem Interesse. Zu den Möglichkeiten der Ersatzzustellung gem. § 180
ZPO (Zustellung durch Einlegen in den Briefkasten) oder gem. § 181
ZPO (Zustellung durch Niederlegung) wird darauf aufmerksam gemacht,
dass diesen jeweils der erfolglose Versuch einer persönlichen Übergabe
gem. § 178 ZPO vorausgehen muss und dass wiederum die Zustellung
durch Niederlegung in der bisherigen Form (§ 181 ZPO) nur erfolgen
darf, wenn für die Zustellung durch Einlegen in den Briefkasten die Vor-
aussetzungen des § 180 ZPO fehlen. Betont wird auch, dass die genannten
Ersatzzustellungen in jedem Falle voraussetzen, dass unter der Zustel-
lungsanschrift eine Wohnung oder ein Geschäftslokal des Zustellungs-
adressaten  tatsächlich vorhanden ist. Bezüglich der Beglaubigung der bei
der Zustellung zu übergebenden Abschriften wird in der Kommentierung
zu §§ 166 Abs. 2, 192 Abs. 2 ZPO darauf hingewiesen, dass der Urkunds-
beamte oder der  Gerichtsvollzieher die Beglaubigung vornehmen, sofern
sie nicht durch den das Verfahren bzw. die Zustellung betreibenden
Rechtsanwalt bereits erfolgt ist. Bei der Aufzählung der „von den Par-
teien zu betreibenden Zustellungen“  in Rdnr. 5 zu § 192 ZPO sollte die
nicht unwesentliche Zustellung nach § 829 ZPO mit aufgeführt sein.
Auch eine entsprechende Ergänzung der Erläuterungen zu § 167 ZPO
(Rückwirkung der Zustellung), die sich vorliegend nur auf  die Fälle des
§ 270 ZPO a. F. beziehen, wäre zur Klarstellung hinsichtlich der Partei-
zustellungen wünschenswert.

Während der Kommentar zum neuen Zustellungsrecht (weil nicht vorhan-
den) noch keine Rechtsprechung zitieren kann, werden in der Kommentie-
rung zum 8. Buch der ZPO und insbesondere zum Offenbarungsverfahren
reichlich Literatur und Rechtsprechung verarbeitet. Die strittige Frage, wie
die Ladung der Zustellung zum Offenbarungstermin einzuordnen ist, wird
unter Rdnr. 15 zu § 900 ZPO dahin beantwortet, dass es sich hierbei nicht
um eine Zustellung auf „Betreiben der Parteien“ handelt, weil der Gläubi-
ger nicht nur den Auftrag zur Zustellung, sondern zum ganzen Verfahren
erteile. Dieser Klassifizierung kommt aber nach der seit 1. 8. 2002 gelten-
den Änderung des GvKostG (Vorbemerkung 2 zu KV 100, 101) nur noch
dogmatische Bedeutung zu. Bezüglich der vielfach diskutierten Eintragung
im Schuldnerverzeichnis nennt der Kommentar unter Rdnr. 3A zu § 915
die Entscheidung des LG Arnsberg (Rpfl. 94, S. 76) sowie die Abhandlung
von Brinkmann (Rpfl. 94, S. 93) und geht damit davon aus, dass bei gleich-
zeitiger EV-Abgabe eines Schuldners für mehrere Gläubiger auch  mehre-
re Eintragungen im Schuldnerverzeichnis erfolgen.

Bei dem Kommentar handelt es sich um ein sehr umfangreiches Werk,
dessen Inhalt im Rahmen dieser Besprechung nur in einzelnen Punkten
gestreift werden kann. Die Fülle seiner Erläuterungen mit ihren zahlrei-
chen Hinweisen auf Literatur und Rechtsprechung geben aber auf alle we-
sentlichen Fragen eine Antwort und machen das Werk für den Praktiker zu
einem wichtigen Helfer bei der Lösung zivilprozessualer Probleme.

Hartmann, Kostengesetze

Kommentar von Dr. Dr. Hartmann, Richter am AG Lübeck a. D., unter
Mitwirkung von Dr. Jan Albers, Präsident des Hamburgischen Oberver-
waltungsgerichts a. D., 32., neubearbeitete Auflage 2003, XXX, 1913 Sei-
ten, in Leinen € 99,–. ISBN: 3-406-49833-7. Verlag C. H. Beck, München.

Wiederum in Jahresfolge (vgl. DGVZ 2002, S. 16) ist der seit langem ein-
geführte Kostenkommentar, der alle im Justizbereich vorkommenden Kos-
tengesetze enthält und erläutert, in überarbeiteter Auflage erschienen.
Nach dem Vorwort der Verfasser berücksichtigt die 32. Auflage über zwei
Dutzend Gesetze und Verordnungen, die seit der Vorauflage in Kraft ge-
treten und kostenrechtlich bedeutsam sind. Der damit auf aktuellem Stand
(Oktober 2002) befindliche Kommentar  behandelt insbesondere das OLG-
Vertretungsänderungsgesetz unter Einschluss der gleichzeitig verabschie-
deten Änderung des Gerichtsvollzieherkostengesetzes,  das Gesetz über
elektronische Register und Justizkosten für Telekommunikation, das
Gesetz zur Einführung des Euro, das Gesetz zur Bereinigung von Kosten-
regelungen und die zahlreichen Änderungen der Kostenverfügung.

Der Kommentar erläutert zu allen Gesetzen den Wortlaut der Einzel-
bestimmungen und gibt jeweils Hinweise auf einschlägige Literatur und
Rechtsprechung. Bezüglich des hier besonders interessierenden Gerichts-
vollzieherkostengesetzes hatte der Verfasser keine großen Änderungen
einzuarbeiten, da schon die Vorauflagen in wesentlichen Punkten (Gebühr
für die nicht erledigte Pfändung, Zahl der Aufträge bei mehreren Titeln,
Wegegeldansatz) die Auffassung vertreten haben, wie sie seit 1. 8. 2002
durch das Änderungsgesetz konkretisiert worden sind. Trotzdem sollten
bei der nächsten Auflage einige Kommentarstellen überprüft werden. So
werden an mehreren Stellen noch die außer Kraft gesetzten GvKostGr
zitiert (z. B. Rdnr. 1 zu KV 700 u. Rdnr. 3 zu KV 710, Rdnr. 10 zu
KV 711), während die der Gesetzesänderung vom 1. 8. 2002 angepassten
neuen DB-GVKostG noch in der vorherigen Fassung enthalten sind, wo-
rauf der Anwender achten muss. Unter  Rdnr. 3 zu KV 200 wird für die
Nichterledigung der Vorpfändung noch immer auf KV 604 verwiesen, ob-
wohl dort hierfür keine Gebühr mehr vorgesehen ist. Die Erläuterung unter
Rdn. 12 zu KV 270 entspricht der früheren Rechtslage und will offenbar
bei der Verhaftung eines Schuldners aufgrund mehrerer Aufträge die
Gebühr des KV 270 nur einmal entstehen lassen. Dabei ist nicht berück-
sichtigt, dass § 3 nicht anwendbar ist, weil es sich um verschiedene Auf-
träge handelt und die Vollziehung eines Haftbefehls ausdrücklich als be-
sonderer Auftrag deklariert  ist. Auch § 10 ist nicht anzuwenden, weil es
sich nicht um die Durchführung desselben Auftrags handelt, so dass die
Gebühr nach KV 270 für die Durchführung je gesondert zu erheben ist. Der
Hinweis unter Rdn. 3 zu KV 710, wonach die kürzeste befahrbare Strecke
zu benutzen ist, entspricht dem alten Recht und kann entfallen, da die
Beförderungspauschale je Fahrt erhoben wird und die Entfernung hierbei
keine Rolle mehr spielt. Unklar ist der Hinweis in Rdnr. 8 zu KV 711,
wonach bei Erledigung mehrerer Aufträge die Wegegeldpauschalen zu
addieren sind. Hierfür gibt es (anders als bei der Auslagenpauschale nach
KV 713) keinen Anlass, da nach KV 711 und § 17 das Wegegeld für jeden
Auftrag gesondert zu erheben ist. Völlig gestrichen werden kann bei
KV 711 Rdnr. 10 der zweite Absatz, da aus der früheren Kommentierung
übernommen, nach dem neuen Recht aber nicht mehr zutreffend.

Die genannten Unstimmigkeiten lassen sich leicht beheben und bei der An-
wendung der vorliegenden Auflage auch bereits berücksichtigen, so dass
sie dem Gesamtwerk keinen Abbruch tun. Wer sich mit dem Kostenrecht
des Justizbereichs zu befassen hat, wird es immer als angenehm empfin-
den, alle Kostengesetze in kompakter Form zur Hand zu haben und in
Zweifelsfällen im Hartmann auch stets erhellende Erläuterungen finden.
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